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1. Bisherige Entwicklung  
• Ende 1950er Jahre: Beginn der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP): Entwicklung Preis- und Marktordnungspolitik (gemeinsamer 


Markt, Außenschutz und Finanzierung, einheitliche Preise); Ziel: Nahrungssicherung, Produktionssteigerung, Strukturwandel, 
Modernisierung der Landwirtschaft. Protektionistische Förderpolitik: Vom Mangel zum Überfluss (Butterberge etc.), 
Nahrungsmittelvernichtung, Kostenexplosion 


• Ab Mitte 1980er Jahre: Debatte über Explosion der Kosten für die Europäische Gemeinschaft und negative Folgen für Umwelt 
und Natur, negative externe Effekte; hoher Druck zur Liberalisierung der EU-Agrarmärkte durch GATT bzw. WTO  


• Ab Anfang 1990er Jahre: Paradigmenwechsel in der Förderpolitik: Direktzahlungen und Einführung der „Flankierenden 
Maßnahmen (Agrarumweltmaßnahmen)“. Fortführung in der Agenda 2000 (ab 2000): Politik zur Entwicklung des ländlichen 
Raums (sog. 2. Säule), welche neben den Agrarumweltmaßnahmen auch weitere Maßnahmen zu Förderung des LR aufnahm. 
Umstellung der Subventionen von Produktprämien auf Direktzahlungen bei gleichbleibender Höhe der Subventionen. 
Zunehmend öffentliche Diskussion über Rolle und Funktion der Landwirtschaft: Multifunktionalität, Kulturlandschaft, 
Biodiversität, Bodenschutz, Entwicklung des ländlichen Raums.  


• Seit 2003: weitere Marktorientierung, Entkopplung Direktzahlungen, Bindung der Zahlungen an aktuell geltende Standards im 
Umwelt-, Tierschutz-, Verbraucherschutzbereich (Cross Compliance). Weiterhin politische Präferenz für Subventionen an 
Landwirte. 


2. Aktueller Stand 
• WTO: Ringen um weitere Liberalisierung der EU-Agrarmärkte, Agrarsubventionen dürfen nicht handelsverzerrend wirken 
• Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP):  


− Generell große Bedeutung der EU für die Agrarpolitik, wenig Spielräume auf nationaler Ebene 
− Zwei Fonds: EGFL (1. Säule): Direktzahlungen, Marktregulierungen, Absatzförderung; ELER (2. Säule): Ländliche 


Entwicklungspolitik: Landwirtschaft, Umwelt, Ländlicher Raum – Ko-Finanzierung durch die Mitgliedsländer. 
− EGFL wirkt flächendeckend, ELER flankierend und wird durch die Mitgliedsstaaten umgesetzt und kofinanziert.  


• Tendenzen in Landnutzung und Landwirtschaft:  
− zunehmende Intensivierung der Landnutzung mit engen Fruchtfolgen oder Monokulturen 
− zunehmende Produktion NaWaRo, dadurch z.T. steigende Flächennachfrage, steigende Kauf- und Pachtpreise 
− Landnutzung auf Niedermoorflächen: zunehmend nicht standortangepasst, Entwässerung von Mooren durch Melioration, 


infolge dessen: Intensivierung der Nutzung, Degradierung der Flächen 
− Grünlandumbruch (auch von Niedermooren) 
− Artenschwund 
− Eutrophierung von Oberflächengewässern 


• Diskussion über Zukunft der Agrarpolitik: wiederkehrende Vorschläge zur Reform und Ökologisierung der GAP für die 
Förderperiode 2014-2020: Es bleibt bei einem regulativen Steuerungsverständnis, das Landwirte zwar für die landwirtschaft-
liche Nutzung an sich entlohnt, aber gleichzeitig durch das „Greening“ und die Fortführung der Cross Compliance Maßnahmen 
gegen die dadurch verursachten Fehlentwicklungen gegensteuern soll (Paradox). In der Diskussion standen folgende Punkte: 
− Vorschläge für die GAP-Reform 2013: Ziel: bessere Integration von Landwirtschaft, Umwelt- und Klimaschutz 


(„Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen“). Direktzahlungen sollen zukünftig als Basis-Prämie plus 
Ökologisierungskomponente erfolgen 


− Greening (Einhaltung von Standards oberhalb gesetzlicher Regeln): Fruchtwechsel, Umbruchverbot Dauergrünland, 
Ausweisung ökologischer Vorrangflächen 


− Abschaffung der Direktzahlungen: Liberalisierungspolitik und allgemeiner öffentlicher Diskussionen über Sinnhaftigkeit der 
hohen Förderungen. Der wissenschaftliche Beirat empfiehlt eine Trennung der arbeitsmarktpolitischen Aspekte von den 
Landnutzungsaspekten und eine entsprechende Trennung der Finanzierung. 


− Kappung Obergrenzen Direktzahlungen und/oder Bindung der Zahlungen an Arbeitskräfte; (stärkere) Umschichtung der 
Mittel in die 2. Säule; Co-Finanzierung auch der 1. Säule 


− Verbindlichkeit der „guten fachlichen Praxis“ stärken, Maßnahmen gegen Stichstoffüberschüsse, Investitionsförderung auf 
Umwelt-, Klima- und Tierschutz ausrichten; Schutz von Feuchtgebieten, Umbruchverbot; Ergebnisorientierte 
Agrarumweltmaßnahmen (statt Maßnahmenorientierung) 


3. Entwicklung der Agrarmarktpreise   
• Zunahme der Preisvolatilität auf den Welt-Agrarmärkten: 


− Liberalisierung der Märkte und 
− Energiepolitik führt zu steigendem Interesse außerlandwirtschaftlicher Investoren an den Agrarmärkten für Agrarrohstoffe 


und Boden (Spekulation) 
• Anstieg der Agrarrohstoffpreise v.a. in den Jahren 2007/2008 sowie 2010 aufgrund witterungsbedingter Ertragsausfälle als 


mögliche Folgen des Klimawandels und steigender Nachfrage auf dem Weltmarkt, 2012/12 weltweit unterdurchschnittliche 
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Ernteerträge (Dürren und Trockenheit in den USA (Mais, Soja) und Russland (Weizen). 
• Preisanstiege bei Heizöl und Kraftstoffen sorgen für zunehmende Produktionskosten in der Landwirtschaft (EU): 2005 bis 


2010: Anstieg der landwirtschaftlichen Betriebsmittelpreise um 21% bei einer gleichzeitigen Erhöhung der Erzeugerpreise um 
durchschnittlich nur 14% 


• Steigender Verbraucherpreisindex 2005 bis 2010: Anstieg der Nahrungsmittelpreise um 13%, der Energiepreise um 25% (EU) 


4. Situation im Land Brandenburg/ Förderung 
• Für ELaN relevante Themen aus Agrarbericht 2010: 


− Weiterhin Trend zum steigenden Anbau von Biomasse für energetische Nutzung; Zunahme Anbau Energiemais 
(insgesamt rd. 16 % der Ackerfläche), gehäufter Anbau in Gebieten mit hoher Konzentration Biogasanlagen 


− Bodenproblematik (BVVG-Flächen): Pacht- und Kaufpreise bislang meistbietend, Folge: Betriebe verlieren Teile ihrer 
Wirtschaftsflächen, zukünftig: Erstellung Verkehrswertgutachten zur Ermittlung des Wertes möglich 


−  „Bemerkenswerte Steigerungen“ bei schnell wachsenden Gehölzen und Sudangras (wenn auch absolute Anbaufläche 
noch unbedeutend) 


− Ausbringung Klärschlamm: jährlich zwischen 25.000 und 35.000 t Klärschlamm (davon ca. 25 % aus anderen 
Bundesländern importiert) auf 6.000 bis 13.000 ha. 


• Land Brandenburg erwartet aufgrund finanzieller Engpässe und der Veränderung der Ko-Finanzierungssätze Probleme bei der 
Ko-Finanzierung der Maßnahmen in der 2. Säule.  


5. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 ("GAP moderat") 
Verhältnis 1. Säule (Direktzahlungen an Landwirte) und 2. Säule (Umwelt- und Naturschutz, ländliche Entwicklung) bleibt konstant, 
moderate Modifikationen in Richtung ressourcenschonender Landnutzung bspw. bei Cross Compliance, Greening.: Intensivierung 
der Landwirtschaft v.a. auf Gunststandorten, Zunahme des Anbaus NaWaRo vornehmlich in Form intensiver Anbauarten und –
verfahren (z.T. sog. Monokulturen). Rückgang der Artenvielfalt setzt sich fort. Grünlandumbruch, . Förderung ökologischer 
Leistungen und Anbauformen durch diverse Einzelmaßnahmen. Folge: Differenzierung der Bewirtschaftungsintensität aufgrund der 
Entkopplung der Agrarpolitik (Intensivierung auf guten Standorten, Extensivierung auf schlechten Standorten).  


 Variante 2: („Öffentliche Gelder gegen öffentliche Leistungen“)  
Politik der 2. Säule „nachhaltige ländliche Entwicklung“): Pauschale, flächenbezogene Förderung wird mittelfristig nicht mehr 
gewährt, öffentliche Mittel werden nur noch gegen die Erbringung öffentlicher Leistungen bzw. die Produktion öffentlicher Güter 
ausgegeben. Umschichtung der Mittel in die 2. Säule mit nur geringfügiger Kürzung des Gesamtbudgets. Konkreter Leistungsauftrag 
an Landwirtschaftsbetriebe mit besseren Chancen für multifunktional wirtschaftende Betriebe. Auswirkungen: 
• Stärkung der gesellschaftlichen Akzeptanz 
• Ausbau der betrieblichen Diversifizierung, Stärkung multifunktionaler Ansätze der Landnutzung, Förderung geht über 


Agrarbetriebe hinaus 
• Förderung erfolgt im Rahmen regionaler Entwicklungspläne mit regional angepassten Schwerpunkten z.B.: 


− Programme der Wasser- und Bodenverbände honorieren Maßnahmen zur Stützung des Landschaftswasserhaushalts 
durch Landwirte.  


− Förderung alternativer NaWaRo (umweltfreundliche KUP, Paludikultur, Landschaftspflegeschnitt).  
− Maßnahmen zur Revitalisierung der Moore als Beitrag zur Biodiversität sowie zum Klimaschutz (CO2-Senke).  


 Variante 3 („Markt macht Nutzung“)  
Starke Reduktion der Agrarförderung zunächst Kürzung der 2. Säule, dann der 1. Säule. Abschwächung der gesetzlichen 
Standards, Marktorientierung der Produktion bei entsprechender Flächenkonkurrenz. Folgen: Stark polarisierende Entwicklung der 
Landwirtschaft (Intensivierung oder Aufgabe der Landnutzung), negative Effekte für Umwelt- und Naturschutz da dieser tendenziell 
von Nutzung abhängt, aber auch Chancen für neue Nutzungsformen wie Naturschutz und Tourismus auf schwachen Standorten. 


6. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Energiepolitik / EEG; Wasserschutz / WRRL; Naturschutzpolitik; Technologische Entwicklungen (Meliorationsanlagen, Nutzung 
gereinigtes Abwasser); Regionale Wertschöpfung; Lebensstil, Werte 


7. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen für ein nachhaltiges Wasser- und Landmanagement  
• Berücksichtigung von Klimaschutzmitigation und –adaption in Agrarumweltmaßnahmen 
• Stark regionalisierte Agrarpolitik eingebettet in regionale Entwicklungspläne. 
• Förderung Paludikultur (auf bestimmten Flächen) 
• verbindliche Kriterien für „gute fachliche Praxis“ wie z.B. Fruchtartendiversifizierung 
• Umbruchverbot Grünland (sofern nicht über Greening abgedeckt) 
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8. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Kröger, M. (2006): Die Modernisierung der Landwirtschaft. Eine vergleichende Untersuchung der Agrarpolitik Deutschlands und Österreichs nach 
1945. Logos, Berlin. 
U. Stratmann, J. Freese (2010): Entwicklungsplan für den ländlichen Raum Brandenburgs und Berlins 2007-2013. http://www.netzwerk-laendlicher-
raum.de/fileadmin/sites/ELER/Dateien/01_Hintergrund/ELER-in-Laendern/01_Ma%C3%9Fnahmen_(L%C3%A4nder)_BB_neu2010.pdf 
http://www.mil.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/Agrarbericht_2010_web.15587470.pdf 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.2328.de/bmstrategie.pdf 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/5lbm1.c.87740.de 
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/5lbm1.c.160692.de 
http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/4217.pdf 
http://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/landwirtschaft/agrarreform/6.pdf 
http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/zwischenber_mon_bio.pdf 
http://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnahmen/2009_11_Stellung_14_GAP.pdf;jsessionid=E8C5A08FB55B010FD4569
BAA61EDAC6C.1_cid135?__blob=publicationFile 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Agrarpolitik/agrarpolitik_node.html 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Agrarbericht2011.pdf?__blob=publicationFile 
http://www.bmelv.de/DE/Landwirtschaft/Direktzahlungen-Foerderung/foerderung_node.html 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/FoerderungLandwUnternehmen2011.html 
http://www.bmelv.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Agrarbericht2011.pdf?__blob=publicationFile 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Preise/Verbraucherpreise/PreiseAufEinenBlick0170005107004.pdf;jsessionid=86240376778
1DEABBD86DC11F7EAE05A.cae2?__blob=publicationFile 
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/StatistischesJahrbuch/Arbeitsmarkt.pdf?__blob=publicationFile 
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/2550/umfrage/entwicklung-des-verbraucherpreisindex/ 
http://www.bioenergie-portal.info/fileadmin/bioenergie-beratung/sachsen/dateien/Vortraege/enertec2011/Grunert_2011_01_26.pdf 
Betriebsprämiendurchführungsgesetz (Anlage 1): http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/betrpr_mdurchfg/gesamt.pdf 
http://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/01_Umweltgutachten/2012_Umweltgutachten_Kap_07.pdf?__blob=publicationFile 
http://ec.europa.eu/agriculture/cap-post-2013/index_de.htm 
http://ec.europa.eu/agriculture/cap-post-2013/legal-proposals/index_de.htm 
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-
DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=4aa561e46fff16fb87d819d09c769842;views;document&doc=10235&pos=anlage5#anlage5 
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Anna Häring, TP 08; HNEE (Anna.Haering@hnee.de); 
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Nicole Petzke, TP 08, HNEE (Nicole.Petzke@hnee.de); 
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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1. Definition / Begriffsklärung 
Demografischer Wandel: bezeichnet die Veränderung der Zusammensetzung der Bevölkerungsstruktur. Diese Veränderung ergibt 
sich aus der Summe der Faktoren Geburtenrate, Lebenserwartung und Wanderungssaldo (Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung 2012). Faktoren sind dabei Bevölkerungsentwicklung (Wachstum, Rückgang), Alterung (von unten, von oben) sowie 
Internationalisierung und kulturelle Vielfalt (Dehne et al. 2012) 
2. Aktueller Stand 
Die gegenwärtige Situation in Deutschland wird folgendermaßen charakterisiert: 
• Natürliche Bevölkerungsbilanz: Steigende Lebenserwartung bei niedriger Geburtenrate, 
• Sinkende Bevölkerungszahl (kontinuierlicher Rückgang der Einwohnerzahl seit 2003), 
• Wanderungen über die Grenzen Deutschlands und zwischen den Bundesländern (Zuwanderung aus dem Ausland kann jedoch 


rapiden Rückgang der Bevölkerung nicht ausgleichen), 
• Deutliche Änderungen im Altersaufbau (Alterung der Gesellschaft durch Geburtenrückgang und steigende Lebenserwartung); 


(Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011) 
3. Situation im Land Brandenburg 
• Bevölkerungsrückgang seit 2001 


setzt sich fort, bedingt durch Ge-
burtendefizit (mit regionalen Un-
terschieden, u.a. scharfer Ge-
burtenknick in den frühen 1990er 
Jahren, Fortzug junger Frauen 
aus ländlichen Gebieten);  
(Berlin Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung 2007) 


• Verschiebung der Bevölkerungs-
proportionen zugunsten des Ber-
liner Umlandes: Bevölkerungs-
wachstum im Berliner Umland 
und Bevölkerungsrückgang im 
berlinfernen Raum,  


• Veränderungen der altersstruktu-
rellen Zusammensetzung, ausge-
löst durch geringe Geburtenzahl, 
Wanderungsverluste in der 
Gruppe der jungen Erwachse-
nen, Eintritt von geburtenstarken 
Jahrgängen in das Seniorenalter 
und Anstieg der Lebenser-
wartung. (Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg 2012, s.a. Abb. 1)  


Abb. 1: Bevölkerung in Brandenburg 2010 (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012) 
 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal) 
Langfristige Trends in Deutschland 
• Rückgang der Bevölkerungszahl in Deutschland bis 2030 gegenüber dem Jahr 2008 um fast fünf Millionen  
• Sinkende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und die gleichzeitig steigende Zahl älterer Menschen: 65-Jährige und Ältere um 


rund ein Drittel (33 %) von 16,7 Millionen im Jahr 2008 auf 22,3 Millionen Personen im Jahr 2030  
(Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2011) 


• Veränderungen in Demografischen Verhaltensmustern können den Wandel verlangsamen, aber weder Geburtenanstieg noch 
verstärkte Zuwanderung jüngerer Menschen können den Alterungsprozess stoppen  


• Altersaufbau der heutigen Bevölkerung: geburtenstarke Generationen der 1950er und 1960er Jahre werden immer älter – 
Beschleunigung des Alterungsprozesses - Höhepunkt: um das Jahr 2030: "demografische Welle" erreicht das Rentenalter, 
danach allmählich weniger Dynamik (s. Abb. 2) 
(Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2012) 



http://www.berlin-institut.org/online-handbuchdemografie/glossar.html#c1483
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.. Abb. 2  
Entwicklung bis 2030 in Brandenburg 
• Bevölkerungsrückgang in Brandenburg bis zum Jahr 2030 um ca. 10 % (2030: voraussichtlich ca. 2,25 Mio. Einwohner),  
• im Berliner Umland werden zukünftig 42 % der Brandenburger auf rd. 10 % der Landesfläche wohnen,  
• im Berliner Umland bis 2030 Bevölkerungswachstum von 5 % gegenüber dem Jahr 2010, die berlinfernen Regionen verlieren 


dagegen bis 2030 mehr als ein Fünftel (19%) der Einwohner. (Landesamt für Bauen und Verkehr 2012); s.a. Tabelle unten, 
• 2030 wird bereits jeder dritte Einwohner über 65 Jahre alt sein (2010: gut jeder fünfte Einwohner); s.a. Abb. 3 und 4, 
• Verringerung der Altersgruppe der Menschen im erwerbsfähigen Alter (15- bis unter 65jährige) um mehr als ein Viertel, inner-


halb dieser Altersgruppe mehr ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. (s. Abb. 4, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012) 


 


… Abb. 4 
 Basisjahr 2010 Prognosejahr 2030 
Landkreis Uckermark 129.700 103.200 
Landkreis Barnim 176.800 162.900 
Berliner Umland 904.600 948.300 


 


Abb. 3: Bevölkerung 2010 / Prognose 2030 für Bbg.    Tabelle: ausgewählte Ergebnisse der Bevölkerungsprognose bis 2030  
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Technologien zur Abwasserbehandlung und -nutzung; Gesellschaftliche Steuerung 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• allgemein: Ausbildung von Fachkräften für die Landwirtschaft und Bindung an die Region (inkl. Führungskräfte) 
• verstärkter Einsatz semi- und dezentraler Varianten der Ver- und Entsorgung in peripheren Bereichen (Naumann & Moss 2012) 


7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012: Bevölkerungsprognose für das Land Brandenburg. Potsdam. 
http://www.stk.brandenburg.de/media/lbm1.a.4856.de/SB_A01-08-00_2011u00_BB.pdf (30.08.2012) 
Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 2012: Online-Handbuch Demografie/Glossar, unter: 
http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Glossar/pdf_Glossar_MK.pdf (05.09.2012) 
Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung 2007: Gutachten zum demografischen Wandel im Land Brandenburg 
http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Studien/Brandenburg_Webversion.pdf 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 2012: Langfristige Trends, unter: 
http://www.bib-demografie.de/cln_099/nn_749852/DE/DatenundBefunde/Ueberblick/demogr__trends.html (30.08.2012) 
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1. Definition / Begriffsklärung und bisherige Entwicklung 
 Analytisch kann man unterscheiden zwischen einer nachfrageorientierten und einer angebotsorientierten Energiepolitik: 


– Eine nachfrageorientierte Energiepolitik orientiert sich an der vorgegebenen Nachfrage; sicherheitshalber werden Überka-
pazitäten im Kraftwerks- und Leitungsbereich aufgebaut. Die nachfrageorientierte Energiepolitik orientiert sich insofern stark 
am Ziel der Gewährleistung von Versorgungssicherheit. 


– Dagegen geht die angebotsorientierte Energiepolitik von der Analyse aus, wie viel Energie zu welchen Bedingungen zur 
Verfügung steht und versucht bei Unterversorgung, mit einem Demand Side Management die Nachfrage zu beeinflussen 
(zum Beispiel Energiezuteilung, Aufforderung zur Energieeinsparung und Erhöhung der Energieeffizienz). Der angebotsori-
entierte Ansatz ist eher mit einer ressourcensparenden Energiepolitik vereinbar. 


 Die Energiepolitik reagiert auf die Endlichkeit fossiler Energieträger, das Versorgungs- und Preisrisiko sowie die Herausforderun-
gen des Klimawandels. Im Zuge der Atomkatastrophe in Japan setzte wieder eine globale / europäische / nationale Diskussion 
über die Energieversorgung der Zukunft ein. 


2. Aktueller Stand 
 Auf allen politischen Ebenen (EU, Bundes- und Landesebene) werden als Ziele die deutliche Einsparung von energiebedingten 


Treibhausgasemissionen (durch verstärkte Nutzung regenerativer Energien, Einsparung beim Energieverbrauch und höhere 
Energieeffizienz durch technologische Entwicklungen (KWK, Speichertechnologien)), die Unabhängigkeit von Importen fossiler 
Energieträger sowie die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit bzw. Wettbewerbsfähigkeit verfolgt. So wird in der Energiepolitik 
auch ein wichtiger Impulsgeber für die ökonomische Entwicklung gesehen.  


 Durch das im Juli 2011 beschlossene Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABEG) wird der Ausbau der Stromnetze vorange-
trieben. So ist das aktuelle Energienetz hauptsächlich für die zentrale Einspeisung konzipiert. Noch unklar ist aber, wer den 
Netzausbau bezahlt; die Länder oder der Bund. Durch frühzeitige Bürgerbeteiligung wird für mehr Akzeptanz geworben. 


 Durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und andere flankierende Anreizinstrumente (z.B. MAP) wird der Einsatz regene-
rativer Energien gefördert (staatliche Subventionierung von Erneuerbaren Energien, da diese sonst nicht wettbewerbsfähig wä-
ren). Durch das Marktanreizprogramm (MAP) werden beispielsweise Investitionen in die Gebäudemodernisierung gefördert. 


 Im EEG wird festgelegt, dass:  
– bei der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien entstehende Kosten nach dem Verursacherprinzip auf den Verbraucher 


umgelegt werden (aktuell ca. 5,3 ct / kWh), 
– die Vergütung langfristig gesetzlich gesichert ist (bei Inbetriebnahme einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus regenerati-


ven Energiequellen gesetzliche Förderung garantiert für 20 Jahre), 
– eine prioritäre Anschlusspflicht besteht, 
– die Betreiber der Stromnetze in Deutschland dazu verpflichtet sind, Strom aus Erneuerbaren Energien in die Netze einzu-


speisen und den Erzeugern abzukaufen, unabhängig von ihrem tatsächlichen Strombedarf (Abnahmepflicht) 
 Fortlaufende Novellierung des EEG (u.a. Kürzung bei Zuschüssen für Energie aus Photovoltaikanlagen, „Maisdeckel“, Erhöhung 


der Umlage) 
 Energie aus Biomasse (Kurzumtriebsplantagen / Schilf / Segge) wird durch das EEG gefördert 
3. Situation im Land Brandenburg 
 Aktuell ist Brandenburg ein Energieexportland. Historisch und strukturell basiert die Energiepolitik in Bfg. auf Braunkohlekraft-


werken, der Gas- und Mineralölwirtschaft und Erneuerbaren Energien (vgl. Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg). 
 Die Potenziale in den Bereichen Energieeinsparung, Energieeffizienz und erneuerbare Energien in Uckermark-Barnim sind bei 


Weitem noch nicht ausgeschöpft (Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim 2013)  
 In der Energiestrategie 2030 (MWE 2012) wird ein Leitszenario formuliert, das die Versorgungssicherheit garantiert, die Umwelt-


verträglichkeit und den Klimawandel berücksichtigt, wirtschaftlich ist, und die Bevölkerung mit einbezieht (s. Abb.1). 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1: Strategische Ziele der 
Energiestrategie Brandenburg 2030 
(MWE 2012) 


In Brandenburg soll die Windenergie von 5.600 GWh auf 15.300 GWh ausgebaut werden (s.a. Abb.2); dazu ist trotz der Berück-
sichtigung der Steigerung der Leistungsfähigkeit von Windkraftanlagen ein zusätzlicher Flächenbedarf von ca. 555 ha notwendig 
(vgl. Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel). Das Land will Investoren Anreize bieten, 
auf Dachflächen Photovoltaikanlagen zu betreiben (MLUV 2008). 







Arbeitsgruppe Szenarienentwicklung und Nachhaltigkeitsbewertung 
STECKBRIEFE FÜR EINFLUSSFAKTOREN LANDSCHAFTSENTWICKLUNG: 
Energiepolitik             


 


2 Stand: 22.03.2016  


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2: Entwicklung der Erneuerbaren Energieträger am Primärenergieverbrauch in 
Brandenburg (Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg) 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1: Trendfortschreibung „Dezent dezentral“ 
Die Energiewende wird mit dezentralen Energiekonzepten, deren Umsetzung regional stark differiert, und Braunkohle als Brücken-
technologie vorangetrieben (m.H. der CCS-Technologie können wie vorgesehen THG-Emissionen eingespart werden). Die energeti-
sche Nutzung (insb. Stromerzeugung) von Biomasse wird weiter ausgebaut und durch das EEG gefördert; Windkraftanlagen und 
Kurzumtriebsplantagen werden auf größeren Flächen etabliert. Die Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplungs-Technologie steigt weiter 
an. Freiflächenphotovoltaikanlagen gewinnen weiterhin in Brandenburg an Bedeutung. Die Entwicklung von (Speicher-)Technologien 
wird weiter gefördert (z.B. Hybridkraftwerke). Lokal etablieren sich Energiedörfer, diese bleiben jedoch Einzelinitiativen. 
 Variante 2: Zentrale Energiekonzepte „Tank ohne Teller“  
Angesichts einer stark steigenden Nachfrage nach Energie erfolgt eine Refokussierung auf zentrale Energiekonzepte, die u.a. ver-
bunden ist mit einer anhaltenden Nutzung fossiler Energieträger (in Brandenburg Braunkohle und Schiefergas inkl. CCS-Tech-
nologie) und dem weiteren Ausbau regenerativer Energien. Das EEG fördert traditionelle Strukturen der Energieerzeugung, wovon 
v.a. große Energieproduzenten profitieren, die Integration der Förderungen in regionale Wirtschaftskreisläufe gelingt weniger.  
Konsequent wird die Strategie "Energieland Brandenburg" verfolgt. Dabei soll sich das Land nicht nur selbst versorgen, sondern 
auch Energie exportieren. Die Potenziale in den Bereichen Energieeinsparung, Energieeffizienz und erneuerbare Energien werden 
nur teilweise ausgeschöpft. Die angestrebten Werte der Energiestrategie bei Einsparung und Effizienz werden nicht erreicht, so dass 
auch hier der Energiebedarf weiter steigt. Daraus resultierende steigende Preise führen u.a. zur maximalen Ausschöpfung der Po-
tenziale für erneuerbare Energien. Der Anbau von Biomasse zur energetischen Nutzung wird intensiviert, der Flächenanteil zu Un-
gunsten des Anbaus von Nahrungsmitteln ausgeweitet. KUPs werden auf größeren Flächen etabliert. Überlandleitungen werden 
weitgehend ohne die Beteiligung lokaler bzw. regionaler Akteure geplant. 
 Variante 3: Regionale Konzepte auf Basis erneuerbarer Energieträger „Dezentral erneuerbar" 
Brandenburg versorgt sich selbst ausschließlich auf der Grundlage erneuerbarer Energieträger (Windkraft, Solaranlagen, Biomasse, 
Geothermie). Alle techn. Möglichkeiten der Senkung des Energieverbrauchs und zur Steigerung der Effizienz werden ausgeschöpft 
und umgesetzt. EEG/EEWärmeG fördern ausschließlich Formen der Energiegewinnung aus regenerierbaren Energiequellen und 
werden flankiert von Anreizen zur Energieeinsparung. Insbesondere die Nachfrage nach Wärme sinkt. Bei der Nutzung von Biomas-
se hat sich die Mehrfachnutzung etabliert (Kaskadennutzung; erst stofflich dann energetisch). Nur in Ausnahmefällen erfolgt eine 
energetische Biomassenutzung aus direkt dafür angebauten Rohstoffen; es überwiegen die Anteile an Abfällen und Landschaftspfle-
gematerial. Dezentrale Energiekonzepte werden auf der Ebene der Planungsregionen umgesetzt, es etablieren sich Be-
treibergesellschaften. Landes- und Regionalplanung steuern die Suche nach geeigneten Standorten für Biomasseerzeugung, Wind-
kraftanlagen und Solar-/Photovoltaikanlagen im Einklang mit dem demografischen Wandel und seinen sozioökonomischen und öko-
logischen Folgen. Dabei gelingt es im Rahmen ihrer Verfahren die Öffentlichkeit zu beteiligen und so letztlich eine Zielharmonie zwi-
schen Zielen des Umweltschutzes und denen der Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energieträger herzustellen. 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Landwirtschaftl. Nutzung, Umwelt- u. Ressourcenschutz, Technolog. Entwicklungen, Regionale Wertschöpfung, staatl. Steuerung 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
 Steigerung der Energieeffizienz und -einsparung (z.B. Gebäudemodernisierung) 
 Technologie- und Innovationsförderung (z.B. Speichertechnologien für Erneuerbare Energien) 
 Regionale Netzwerke zur Erschließung von Biomassepotentialen/geschlossene Stoffkreisläufe; Kaskadennutzung d. Biomasse 
 Regionale Energiekonzepte / Entwicklung dezentraler Energienetzstrukturen 
 Beachtung der gesellschaftlichen Akzeptanz alternativer Landnutzungsformen 
7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
MLUV (2008): Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 


(http://brandenburg.de/cms/media.php/2328/mk_klima.pdf) 
MUGV (2010): Biomassestrategie des Landes Brandenburg (http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.2328.de/bmstrategie.pdf) 
MWE (2012): Energiestrategie 2030 des Landes Brandenb. (http://www.energie.brandenburg.de/media/bb1.a.2865.de/Energiestrategie_2030.pdf) 
Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim (2013): Regionales Energiekonzept Uckermark-Barnim 
8. Autorinnen und Autoren: Uta Steinhardt: uta.steinhardt@hnee.de; Inka Schwand, inka.schwand@hnee.de; Till Hermanns: 
Till.Hermanns@zalf.de; Philipp Grundmann: pgrundmann@atb-potsdam.de; Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE 
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1. Bisherige Entwicklung  
• Die verschiedenen Formen gesellschaftlicher Steuerung und Regelung werden unter dem Begriff „Governance“ zusammen-


gefasst. Im Gegensatz zu „Government“ schließt Governance ausdrücklich die gesellschaftliche Steuerung durch private 
Akteure und deren netzwerkartiges Zusammenwirken mit staatlichen Institutionen ein (Benz 2004). Die Re-Definition von 
politischen Gemeinschaften durch die Partnerschaft von Staat und weiteren Akteuren wird in jüngerer Zeit auch als 
„Metagovernance“ beschrieben (Jessop 2012). 


• Insgesamt lässt sich eine Ausweitung von Governanceformen feststellen, bei denen die Zivilgesellschaft zunehmend als wich-
tiger Beteiligter bei der gesellschaftlichen Steuerung anerkannt wird (Haus 2002). Zivilgesellschaft umfasst ein breites Spek-
trum von Organisationen, wie etwa Nonprofit-Organisationen, Verbände, Stiftungen, Vereine, Bürgerinitiativen oder soziale 
Bewegungen.  


• Das Verhältnis zwischen Staat und/oder Markt einerseits und Zivilgesellschaft andererseits ist keineswegs statisch, sondern 
wird kontinuierlich und für unterschiedliche Bereiche immer wieder neu ausgehandelt. 


2. Aktueller Stand 
• Die zunehmende Bedeutung der Zivilgesellschaft findet ihren Ausdruck in neuen Formen partizipativer Governance wie etwa 


Petitionen, Bürgerbegehren, Runde Tische, Bürgerhaushalte etc. Hinzu kommen neue technische Möglichkeiten der „Liquid 
Democracy“; diese erlauben es, online Feedback zu geben und zwischen Formen direkter und indirekter Demokratie zu 
wechseln. 


• Dem wachsenden Interesse an bürgerschaftlichem Engagement stehen jedoch zum einen die abnehmenden Bindungskräfte 
traditioneller gesellschaftlicher Organisationen wie Parteien, Gewerkschaften und Kirchen gegenüber. Vor allem auf kommu-
naler Ebene ist ein steter Rückgang der Wahlbeteiligung zu verzeichnen. Zum anderen werden gegenwärtige politische Aus-
handlungsprozesse als „de-politisiert“ und „postdemokratisch“ kritisiert (Crouch 2007, Hay 2004). Mit der „Logik des Sach-
zwangs“ werden politische Entscheidungen als alternativlos dargestellt und Politik wird zur Angelegenheit von technokratischen 
Experten, die nach scheinbar objektiven Kriterien entscheiden. In der „postpolitischen Stadt“ bzw. Region bestehen für ernstzu-
nehmende demokratische Beteiligung folglich keine Möglichkeiten mehr (Swyngedouw 2009). 


• Insgesamt streut zivilgesellschaftliches Engagement erheblich bezüglich der Themen und der Organisationsformen (von gut 
organisierten Verbänden hin zu losen Bürgerinitiativen und social networks). Damit gibt es in der Zivilgesellschaft eine sehr 
ungleiche Verteilung von Macht und Einflussmöglichkeiten. In der komplexen Frage der Landnutzung und Landschaftsver-
änderung scheint der Einfluss stärker institutionalisierter, professionalisierter zivilgesellschaftlicher Akteure groß zu sein, 
während die Betroffenheit oft nur indirekt ist.  


• In diesem Kontext entwickelt sich eine Debatte darum, was der Staat noch leisten kann und soll und welches öffentliche Inte-
resse in Bezug auf Landnutzung/Landschaftsveränderung von wem wie gewahrt werden soll. Die angespannte Lage öffentli-
cher Haushalte wird als Begründung für die Reduktion und Konzentration öffentlicher Einrichtungen und Dienstleistungen 
angeführt. Daran schließt die Frage an, was an bislang staatlichen Aufgaben von freiwilligem Engagement getragen werden 
kann. Eine wesentliche Herausforderung besteht angesichts zunehmender sozialer Unterschiede darin, wie auch Menschen 
mit geringem Einkommen und weniger Bildung an gesellschaftlichem Engagement teilhaben können (Berlin-Institut für Be-
völkerung und Entwicklung 2011). 


• Hinzu kommen neue räumliche Ebenen der politischen Steuerung. Governanceprozesse finden nicht nur immer häufiger auf 
der europäischen oder internationalen Ebene statt, mit der Herausbildung von interkommunalen Kooperationen, Metropol- oder 
Energieregionen entstehen auch neue lokale und regionale Ebenen der politischen Steuerung (Brenner 2004). 


• Im Zuge der Energiewende und dem damit verbundenen Ausbau erneuerbarer Energieträger werden nicht nur Infrastruktur-
projekte, sondern auch Fragen der Landnutzung für die gesellschaftliche Steuerung und die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
immer bedeutsamer. 


3. Situation im Land Brandenburg 
• Die demographische Entwicklung in Brandenburg – geprägt von regionalen Unterschieden – hat erhebliche Auswirkungen auf 


bürgerschaftliches Engagement (→ Einflussfaktor „Demographischer Wandel). So fehlt in den peripheren und dünn besiedel-
ten Regionen teilweise die kritische Masse an Aktivisten für zivilgesellschaftliches Engagement. In einigen Kommunen fehlen 
bei Kommunalwahlen Kandidaten, die sich zur Wahl stellen. Die Zusammenlegung von Gemeinden zu Ämtern ist einerseits 
Ausdruck dieser Probleme, andererseits können Großgemeinden mit den damit verbundenen größeren Entfernungen weiter zu 
Politikverdrossenheit beitragen. Umso größer ist die Bedeutung von „Schlüsselfiguren“, die Projekte voranbringen. 


• Angesichts des demographischen Wandels wird auch in Brandenburg diskutiert, welche bislang öffentlichen Dienstleistungen 
durch bürgerschaftliches Engagement getragen werden können. Im Gespräch ist hier beispielsweise der Einsatz von Bürger-
Bussen, die z.B. in Gransee bereits den bestehenden ÖPNV ergänzen.  


• Konflikte um Landnutzungen durch Energieinfrastrukturen sind Gegenstand zahlreicher Bürgerinitiativen im Bundesland, die 
sich vor allem im Protest gegen Anlagen der Nutzung erneuerbarer, aber auch fossiler Energieträger engagieren. Erst am 
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Anfang stehen Genossenschaften und weitere Zusammenschlüsse von Bürgern, die selbst in der Strom- und Wärme-
erzeugung aktiv werden (Becker et al. 2012). 


• Insgesamt sind in berlinnahen, wachsenden Gemeinden die Voraussetzungen für zivilgesellschaftl. Engagement günstiger 
einzuschätzen als in peripheren, schrumpfenden Regionen. Doch auch in diesen Regionen gibt es, wie aktuelle Beispiele aus 
dem Energiesektor zeigen, Potenzial f. Bürgerinitiativen und erste Ansätze and. Formen der Beteiligung (Becker et al. 2012). 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Fortsetzung der bisherigen Entwicklung“ 
Das regional und kleinräumlich stark ausdifferenzierte „Nebeneinander“ von lebendigem kommunalpolitischem und bürgerschaft-
lichem Engagement setzt sich fort. Es hängt maßgeblich von engagierten Einzelpersonen ab, ob sich Kommunalpolitik und 
Zivilgesellschaft für nachhaltige Landnutzungen einsetzen. Nachhaltige und nicht-nachhaltige Landnutzungsformen bestehen – in 
Abhängigkeit der jeweiligen lokalen Bedingungen – weiter fort. Öffentliche Einrichtungen und Dienstleistungen werden ausgedünnt 
und können nur teilweise durch ehrenamtliche Aktivitäten aufgefangen werden. 
 Variante 2 „Aktivierung zivilgesellschaftlichen Engagements“ 
Es gelingt, in allen Teilräumen des Landes vielfältige Aktivitäten sowohl von Seiten der Kommunalpolitik als auch von einer Vielzahl 
unterschiedlicher zivilgesellschaftlicher Akteure zu initiieren. Bürgerschaftliches Engagement beschränkt sich nicht nur auf Protest-
bewegungen, sondern umfasst auch die Realisierung eigener Projekte nachhaltiger Entwicklung. Es wurden institutionelle Rahmen-
bedingungen geschaffen, die zivilgesellschaftliches Engagement fördern. Auf dieser Grundlage gibt es eine rege Nutzung der be-
stehenden als auch von neuen Partizipationsmöglichkeiten. Dadurch wird es möglich, zum einen Konflikte um Landnutzungen 
frühzeitig transparent zu machen und gemeinsame Lösungen zu identifizieren. Zum anderen werden im gesamten Bundesland 
jeweils lokal angepasste nachhaltige Landnutzungsformen praktiziert. Staatliche Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge werden 
in standort- und bedürfnisangepasster Form erhalten und um ehrenamtliche Dienstleistungen ergänzt. 
 Variante 3 „Rückgang zivilgesellschaftlichen Engagements und öffentlicher Angebote" 
Die Disparitäten im Bundesland nehmen weiter zu und besonders in den peripheren Regionen geht die Bereitschaft, sich zu enga-
gieren weiter zurück. Weit verbreitete Politik- bzw. Demokratieverdrossenheit erschweren Bemühungen um nachhaltige Land-
nutzungen erheblich. Wenn es zu bürgerschaftlichem Engagement kommt, so beschränkt es sich auf „Not in my Backyard (NIMBY)“-
Initiativen. Auch nicht-nachhaltige Landnutzungsformen lassen sich häufig ohne größeren Widerstand umsetzen (Gen-Technik, 
großräumige Agrarstruktur etc.). Einrichtungen und Angebote in öffentlicher Trägerschaft müssen schließen und können nicht durch 
alternative Organisationsformen ersetzt werden.  
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Regionale Wertschöpfung; Umwelt- und landschaftsbezogene Werte; Demographischer Wandel 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• Stärkung bestehender und Schaffung neuer Partizipationsformen: Information und Aktivierung der Bevölkerung bei allen 


Landnutzungsvorhaben sollte vorgeschrieben werden 
• Unterstützung von bestehenden zivilgesellschaftlichen Initiativen: z.B. materielle und ideelle Hilfe für Schlüsselfiguren, stärkere 


informelle und institutionelle Anerkennung   
• „Offenheit“ für neue technologische und organisatorische Lösungen nachhaltiger Landnutzungen: Nutzung und Schaffung von 


Spielräumen bei rechtlichen Vorgaben 
7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Becker, Sören et al. (2012): Neue Energielandschaften – Neue Akteurslandschaften. Eine Bestandsaufnahme im Land Brandenburg. Unter:  
http://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_Energielandschaften_150dpi.pdf (06.09.2012) 
Benz, Arthur (Hrsg.) (2004): Governance – Regieren in komplexen Regelsystemen. Eine Einführung. Wiesbaden: VS 
Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (Hrsg.) (2011): Die demografische Lage der Nation. Was freiwilliges Engagement für die Regionen leistet. Unter: 
http://www.berlin-institut.org/fileadmin/user_upload/Die_demografische_Lage_2011/D-Engagement_online.pdf (06.09.2012) 
Brenner, Neil (2004): New State Spaces. Urban Governance and the Rescaling of Statehood. Oxford: Oxford University Press  
Crouch, Colin (2004): Post-Democracy. Cambridge: Polity Press 
Demirovic, Alex & Walk, Heike (Hrsg.) (2011): Demokratie und Governance. Kritische Perspektiven auf neue Formen politischer Herrschaft. Münster: Westfälisches 
Dampfboot 
Hay, Colin (2007): Why We Hate Politics. Cambridge: Polity Press 
Haus, Michael (Hrsg.) (2002): Bürgergesellschaft, soziales Kapital und locale Politik. Theoretische Analysen und empirische Befunde (=Stadtforschung aktuell, Bd. 
86). Opladen: Leske + Budrich 
Jessop, Bob (2012): „Regieren + Governance im Schatten der Hierarchie“: Der integrale Staat und die Herausforderungen der Metagovernance. In: Demirovic & Walk, 
S. 43-72 
Swyngedouw, Erik (2009): The Antinomies of the Postpolitical City: In Search of a Democratic Politics of Environmental Production. In: International Journal of Urban 
and Regional Research 33(3), 601-620 
8. Autorinnen und Autoren:  
Matthias Naumann, ELaN TP 10, IRS Erkner, naumann@irs-net.de; Benjamin Nölting, ELaN TP 11, TU Berlin, noelting@ztg.tu-berlin.de; Martina 
Schäfer, ELaN TP 12, TU Berlin, schaefer@ztg.tu-berlin.de, Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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1. Bisherige Entwicklung bzw. Definition oder Begriffsklärung 
Die globale wie regionale Klimamodellierung basiert auf Szenarien der Entwicklung der Weltbevölkerung, der Wirtschaft - besonders 
der Energiewirtschaft - und anderen Globalisierungsfaktoren. Die Annahmen zu den externen Faktoren entsprechen dem jeweils ak-
tuellen Stand der Wissenschaft. Die Ergebnisse globaler Modelle (z.B. ECHAM5-MPI-OM) und damit auch alle darauf basierenden 
Regionalisierungen (z.B. WettReg, REMO) können nicht als Vorhersagen interpretiert werden, sondern als Klimaszenarien oder 
Klimaprojektionen. Klimaszenarien und -projektionen sind im Unterschied zu Prognosen (Vorhersagen) nur in der Lage, mögliche 
Klimaentwicklungen zu simulieren. Sie sind nicht in der Lage, das Klima für einen bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft vorherzusa-
gen. Klimaszenarien liefern zudem keinesfalls unerschütterliche Wahrheiten. 
Es gibt unterschiedliche Modelle zu den 2007 veröffentlichten Emissionsszenarien des Zwischenstaatlichen Ausschusses über den 
Klimawandel (IPCC). Allerdings liegen die gemessenen CO2- Emissionen bereits seit 2005 höher, als es im ‚pessimistischsten’ Sze-
nario des IPCC angenommen wurde. 


 
Abb. 1: Temperaturprojektionen des IPCC für verschieden Emissionsszenarien und aktuelles Emissionsgeschehen (IPCC 2009) 


2. Aktueller Stand 
Über regionale Unterschiede des Klimawandelverlaufs innerhalb Brandenburgs machen die verfügbaren Projektionen recht  unter-
schiedliche Aussagen. In jedem Fall steigen die Unsicherheiten in ihrer Aussagen, je kleinräumiger der betrachtete Landschaftsaus-
schnitt gewählt wird. Aus kartografisch dargestellten Regionalisierungen können keine punktgenauen Informationen, sondern ledig-
lich tendenzielle Unterschiede im großräumigen Muster abgelesen werden. Um die Unsicherheiten zu verringern, sollten möglichst 
alle Realisierungen (unterschiedliche Modelle) betrachtet werden. Zudem ist die Betrachtung mehrerer Szenarien sinnvoll, um die 
mögliche Bandbreite des Klimaänderungssignals zu bestimmen. 
Die Klimaentwicklung (d.h. die langfristige Entwicklung der Atmosphäre, nach WMO repräsentiert durch 30-jährige Mittel) kann 
durchaus von kurzfristigen (typische Zeitskala: Jahre) Effekten überlagert sein, die scheinbar einem gegenläufigen Trend gehorchen. 
Also kann das ‚erlebte Wetter‘ der letzten Jahre von den Projektionen für das 21. Jahrhundert abweichen, ohne dass die Klimapro-
jektionen korrigiert werden müssen. Jeder Maßnahmen-Planer, der diese elementare Eigenschaft der Atmosphäre nicht denken / ak-
zeptieren kann oder will, geht bei der Aufgabe, langfristige Entwicklungen zu planen, ein (zu) hohes Risiko ein. 
3. Situation im Land Brandenburg 
Die spezifischen Herausforderungen zur Bewältigung der Folgen des Kli-
mawandels in Brandenburg liegen im Spannungsfeld einer tendenziell zu-
nehmenden Trockenheit in Verbindung mit einer Häufung von Extremwet-
terereignissen – insbesondere Starkniederschlägen. „Wasser ohne Ende?“ 
oder „Am Ende ohne Wasser?“ ist demnach das Spannungsfeld, in dem 
sich die notwendigen Anpassungsstrategien bewegen müssen. Diese be-
schränken sich jedoch nicht allein auf den Landschaftswasserhaushalt 
(Konkurrenz um Wasser bei Trockenheit und die schadlose Wasserabfuhr 
in niederschlagsreichen Perioden) sondern sind in Kombination mit einer 
zunehmenden Flächenkonkurrenz angesichts eines steigenden Flächenin-
anspruchnahme insbesondere durch Siedlung und Verkehr und damit ein-
geschränkter Verfügbarkeit zu entwickeln. Hinzu treten als flankierende 
Problemfelder unangepasste Nutzungsformen, die die Ressource Boden 
und dessen Fruchtbarkeit beeinträchtigen, sowie Nutzungsintensivierun-
gen, die die Biodiversität gefährden.  
Abb. 2: Regionalisierte Klimaprojektion für Brandenburg (Jahresmitteltemperatur) mittels spli-


ne-Interpolation basierend auf Punktdaten unter der Annahme einer homogenen ebenen 
Oberfläche (STAR II, 2K-Szenario, PIK) 
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4. Trends für Brandenburg 
Für das Land Brandenburg liegt basierend auf dem A1B-Szenario (vgl. Abb. 1) eine differenzierte, vergleichende Auswertung regio-
naler Klimamodelle vor (Linke et al. 2010), die folgende Einzelaussagen zum Parameter Temperatur zulassen: 
 Die Tagesmitteltemperaturen des Jahresmittels könnten sich bis Mitte des Jahrhunderts um mehr als ein Grad erhöhen. 
 Zum Ende des Jahrhunderts könnten diese Werte um ca. 3 Grad gegenüber dem Zeitraum 1971-2000 höher liegen. 
 Die stärksten Temperaturerhöhungen sind im Winter zu erwarten (ca. 4 Grad). 
 Die Zahl der Sommertage, heißen Tage, Tage mit Schwüle und tropischen Nächten dürfte teilweise sehr deutlich zunehmen. 
 Die Zahl der Eistage und Frosttage könnte hingegen abnehmen. – Allerdings könnten die Winter in Mitteleuropa zumindest vo-


rübergehend auch kälter und niederschlagsreicher werden (aufgrund verstärkter arktischer Kaltlufteinbrüche und stärkerer Ver-
dunstung über dem immer eisfreieren und wärmeren Nordpolarmeer). 


Im Ergebnis eines zweiten Modellvergleichs (Modelle WettReg und WettReg2010, Linke & Stanislawsky 2010) werden die oben dar-
gestellten Kernaussagen zur Temperatur bestätigt. Für den Niederschlag ergibt sich, dass eher von einem Sinken der Jahresnieder-
schlagsmenge, aber auf keinen Fall von einem Anstieg der Menge ausgegangen werden kann. Die Vegetationszeit wird sich um 
mindestens vier Wochen weiter ausdehnen (vgl. Tab. 1). 
Tab. 1: Aussagen verschiedener regionaler Modelle zur Niederschlagsentwicklung in Brandenburg (Ibisch et al. 2012) 


 
Angesichts der projizierten Temperaturentwicklung in Verbindung mit bestenfalls gleichbleibenden Jahresniederschlagsmengen wird 
die ohnehin schon negative klimatische Wasserbilanz (als Differenz aus Niederschlag und Verdunstung) weiter absinken und dies 
insbesondere in den Sommermonaten (vgl. Abb.3). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3: Klimaprojektionen aus den CLM /REMO Simulationen für Brandenburg: Niederschlag und Klimatische Wasserbilanz (Schaller 2011) 


5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Umwelt- und Naturschutz, Ressourcenschutz; Strategien Wasserwirtschaft/Abwasserbehandlung,  
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
Bei allen Unsicherheiten im Detail der Klimaprojektionen ergibt sich die Notwendigkeit zur rechtzeitigen Anpassung an die unver-
meidbaren Folgen. Diese liegen v.a. im Erhalt von Handlungsspielräumen durch Flächensicherung und multifunktionale Nutzungen. 
Ein einseitig auf die schadlose Wasserabfuhr ausgerichtetes Wassermanagement ist zu vermeiden. 
7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Ibisch, P.L.; Kreft, S. & Luthardt, V. (Hg., 2012): Regionale Anpassung des Naturschutzes an den Klimawandel: Strategien und methodische Ansätze zur Erhaltung 


der Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen in Brandenburg. Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde 
Linke, C. Grimmert,S.  Hartmann, I. & Reinhardt, K. (2010): Auswertung regionaler Klimamodelle für das Land Brandenburg. Darstellung klimatologischer Parameter 


mit Hilfe vier regionaler Klimamodelle (CLM, REMO10, WettReg, STAR2) für das 21. Jh. Fachbeiträge des Landesumweltamtes 113 
Linke, C. & Stanislawsky, J. (2010): Auswertung regionaler Klimamodelle für das Land Brandenburg – Teil 2 –Gegenüberstellung klimatologischer Parameter mittels 


WettReg und WettReg2010 und deren Einordnung in das Ensemble der Regionalmodelle. Fachbeiträge des LUGV 115 
Schaller, E. (2011): Auswirkungen globaler Klimaveränderungen für Brandenburg (http://www.inka-bb.de/) 
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1. Bisherige Entwicklung bzw. Definition oder Begriffserklärung 
• Wertschöpfung beschreibt die Produktion eines Gutes in mehreren Verarbeitungsschritten, die von unterschiedlichen Wirt-


schaftseinheiten wahrgenommen werden können. Jede Einheit übernimmt dabei Produkte von der vorgelagerten Einheit, leis-
tet einen Beitrag zur Ver- oder Bearbeitung bzw. Veredelung und gibt sie mit einem höheren Wert an die nachgelagerte Pro-
duktionsstufe weiter. „Der im Zuge dieses Produktions-, Verarbeitungs- und Veredlungsprozesses oder durch andere Aktivitä-
ten geschaffene Wertzuwachs wird als Wertschöpfung bezeichnet“ (Haller 1997).  Grundsätzlich kann Wertschöpfung aus ei-
ner volkswirtschaftlichen oder einer betriebswirtschaftlichen Perspektive betrachtet werden.  


• Von der landwirtschaftlichen Produktion ausgehend, sollen 3 weiterführende Wertschöpfungspfade in dem Steckbrief betrach-
tet werden: Lebensmittelproduktion, Nutzung von Biomasse zur Erzeugung von Energie (Strom und Wärme) sowie Herstellung 
von stofflichen Produkten (Bioraffinerien). Der Sektor Tourismus wird in einem separaten Steckbrief vorgestellt  


Beispielhafte Treiber für die ökonomische Situation des jeweiligen Sektors:  
• Landwirtschaftliche Produktion: Anbauform (Monokulturen vs. „Biodiversität“)   //  Angebaute Rohstoffe  //  Flächenpreise bzw. 


-pacht  //  Logistik (Transportkosten/ Entfernung) //  Konsumverhalten  
• Nahrungsmittelindustrie: Art und Kosten der Ausgangsrohstoffe (Mengen; Qualität, ökologisch oder konventionell)   //  Größe 


der Unternehmen (Auswirkung auf die Overheadkosten – Verwaltung, Kapitalkosten)  //  Produktionsweise (Größe der Maschi-
nen in der Verarbeitung und Verpackung)   //  Logistik (Transport etc.)  //  Konsumverhalten 


• Energieerzeugung:  EEG und ähnliche Förderinstrumente (Mindestvergütung für die Einspeisung; Fördermittel für technologi-
sche Forschung etc.)  //  Stromnetzausbau (Beispielsweise Aufbau von Nah- bzw. Fernwärmenetzen sowie der Hochstrom-
trassen)  //  Entwicklung der Weltmarktpreise für konventionelle Rohstoffe   //  Konsumverhalten (Wahl des Vertriebsunterneh-
men bzw. des Stromvertrages)  


• Bioraffinerien: Technologischer Fortschritt (Weiterentwicklung der Produktpalette und der Eigenschaften der Produkte) // För-
dermittel (Forschungssubventionen, steuerliche Entlastung etc.)  // Konsumverhalten (Medienaufmerksamkeit; Bewusster Kon-
sum)  //  Entwicklung der Weltmarktpreise für konventionelle Rohstoffe  


2. Aktueller Stand  
• Landwirtschaft: Der Anteil der BWS (Bruttowertschöpfung) im Sektor Landwirtschaft liegt mit 21,6 Mrd. € bei weniger als 1% 


an der gesamten Wertschöpfung Deutschlands (DESTATIS 2011). Hierbei werden jedoch die angeschlossenen Veredelungs-
prozesse nicht mit einberechnet. Grundsätzlich nimmt die Anzahl der Unternehmen und der Beschäftigten im Agrarsektor kon-
tinuierlich ab. Zusätzlich werden in den Unternehmen vermehrt Saisonkräfte eingestellt (BMELF 2010). Die Gewinnentwicklung 
ist starken Schwankungen ausgesetzt, beispielsweise zwischen +23,9% (2005 zu 2004) und -22,8% (2008 zu 2009) (ebenda). 
Je nach landwirtschaftlichem Produkt erhalten die Erzeuger nur 9% bis 20% des späteren Verkaufspreises beim Endkonsu-
menten (IFEU 2010).  


• Regionale Verarbeitung und Vermarktung:  Der gesamte Umsatz der deutschen Ernährungsindustrie betrug im Jahr 2009 
ca. 149 Mrd. € und wurde durch ca. 5.800 Unternehmen erwirtschaftet. Davon gehören ca. 90% zu der Gruppe der kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU). Ihr Anteil am Gesamtumsatz beträgt 36%. Weitere 30% werden durch Großunternehmen mit 
mehr als 1.000 Mitarbeitern erwirtschaftet (BMBF 2010). Meist werden die Produkte jedoch industriell weiterverarbeitet, da 
durch große Stückmengen Kosten in der Verwaltung, im Einkauf sowie in der Produktion eingespart werden. Von besonderer 
Bedeutung sind die Einzelhandelsketten. Die 5 größten Einzelhandelsketten dominieren den Markt mit einem Anteil von ca. 
70%. Dieser Faktor erzeugt eine Verhandlungsmacht und erhöht den Kostendruck auf die Ernährungsindustrie. Weiterhin sind 
kleine Unternehmen und Erzeuger meist im Nachteil, da die Anforderungen an konstante und große Liefermengen nur schwer 
zu erfüllen sind. Neben diesem Hauptzweig existieren kleine Absatzwege direkt bei den Landwirten bzw. Verarbeitungsunter-
nehmen (Hofläden) oder auf Wochenmärkten. Vermehrt entwickeln sich derzeit sogenannte Regionalläden. Diese konzentrie-
ren verschiedene regionale Produkte von unterschiedlichen Erzeugern an einem Ort. Begleitet wird diese Entwicklung in 
Deutschland von mehr als 500 Initiativen wie „Slow Food“, „Regionaltheke“  oder  „Soo Nahe“, in der Unternehmen entlang der 
gesamten Wertschöpfungsketten zusammenarbeiten.  


• Erneuerbare Energien: Die gesamte Wertschöpfung in diesem Sektor wird im Jahr 2009 für Deutschland auf ca. 6,7 Mrd. € 
geschätzt. Der Anteil der Biomasse beträgt dabei 1,5 Mrd. € (IÖW 2010). Eine genauere Auflistung der Energieträger befindet 
sich im Anhang. Im Jahr 2009waren ca. 371.950 Personen im Bereich der erneuerbaren Energien tätig, davon 30% im Bereich 
der Biomasse sowie der zuliefernden Unternehmen (GWS/ZSW 2012). Durchschnittlich liegen 65% der gesamten Beschäfti-
gung im Bereich des Anlagenbaus und der Installation, 20% im Betrieb und 14% in der Bereitstellung der Brenn- und Kraftstof-
fe für Biomasse. Ein Großteil der Energieerzeugung durch Biomasse wird durch Energiebetriebe wie ENRON oder durch 
Landwirte übernommen.  


• Bioraffinerien: Bioraffinerien ermöglichen die kombinierte stoffliche und energetische Nutzung von Biomasse. Vor die heute 
bereits weit verbreitete energetische Biomassenutzung wird die einfache oder auch mehrfache stoffliche Nutzung gesetzt. So 
können die Bioraffinerien für die chemische Industrie Plattformchemikalien bereitstellen und zusätzlich einen Beitrag zur 
Strom-, Wärme- und Kraftstoffproduktion leisten. Diese Kaskadennutzung ermöglicht eine höhere Wertschöpfung aus den 
Rohstoffen zu erlangen und steigert so die Wirtschaftlichkeit der Biomasseverarbeitung. Die derzeitige überproportionale politi-
sche Förderung von Bioenergie und Biokraftstoffen im Vergleich zu biobasierten Produkten hemmt die Entwicklung der stoffli-
chen Nutzung nachwachsender Rohstoffe. Landwirte geben anfallende Reststoffe und Energiepflanzen heute oftmals in ihre 
Biogasanlagen und so steigt die Zahl dieser Anlagen in Deutschland bis heute stetig. Diese Strom- und Wärmeproduktion wird 
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durch den EEG-Zuschlag gefördert, so dass für die landwirtschaftlichen Betriebe durch den neuen Produktionszweig ein Zu-
gewinn entsteht. Es existiert derzeit noch kein Förderprogramm für stoffliche Umsetzungen nachwachsender Rohstoffe im 
landwirtschaftlichen Betrieb. Diese Biomassenutzung ist jedoch nicht weniger wichtig als die energetische. Im Gegenteil, er-
neuerbare Energien können neben Biomasse u.a. aus Sonne, Wind und Wasser hergestellt werden. Die bislang einzige Alter-
native der chemischen Industrie zu fossilen Rohstoffen wie Erdöl, Erdgas und Kohle ist Biomasse. 
In einer Versuchsanlage in Leuna wird u.a. durch industrielle Herangehensweise eine vollständige Verwertung von Holz in 
chemische Produkte, bspw. Polymerstoffe zur Verwendung für Verpackungen, Kleidung etc. getestet (BMBF 2010). 


3. Situation im Land Brandenburg 
• Landwirtschaft: Mit 790 Mio. € liegt der Anteil der BWS bei ca. 1,5% der gesamten wirtschaftlichen Leistung (Landesamt für 


Statistik Brandenburg 2009). Insgesamt sind im Jahr 2010 noch ca. 5.566 Unternehmen in diesem Bereich tätig. 42% dieser 
Unternehmen betreiben die Landwirtschaft als Haupterwerb. Großbetriebe dominieren die Landwirtschaft in Brandenburg. 
48 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche wird von knapp 6% der Unternehmen bewirtschaftet. Zahlenmäßig dominieren jedoch 
die Kleinunternehmen mit weniger als 50 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche (60,7%), mit einem gesamten Flächenanteil von 
gerade nur 4% (MIL 2009). Insgesamt waren im Jahr 2010 36.505 Arbeitskräfte in der Landwirtschaft tätig, davon 34% Sai-
sonarbeitskräfte. (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2012). Dabei nimmt die Bedeutung der Landwirtschaft als 
Arbeitsmarkt eine immer geringere Bedeutung ein. Anteil der Arbeitnehmer in der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen 
Wirtschaftsbereichen 1991: 8,8%; 2009: 3,6%. (Müller 2011) 12% der Betriebe arbeiten nach Kriterien der ökologischen Land-
wirtschaft (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2012).  


• Regionale Verarbeitung und Vermarktung: In Brandenburg existieren mehrere größere Verarbeitungsunternehmen wie bei-
spielsweise die Eberswalde Wurstwaren GmbH. Jedoch sind hier die Zulieferer nicht ausschließlich aus der Region, bzw. wird 
dies nicht spezifisch beworben. Neben diesen größeren Unternehmen existieren viele kleinere Produzenten. Diese verkaufen 
entweder direkt oder über die vielen Hofläden in der Region. Weiterhin existieren diverse Erzeuger- und Produktionsgemein-
schaften. Eine Kooperationsform entstand zwischen kleineren regionalen Erzeugern und dem Großhandel wie Kaisers oder 
dem Holiday Inn, durch die Marke „Von Hier“. Eine weitere Besonderheit in Brandenburg ist das Q-Regio-Netzwerk. Hierbei 
handelt es sich um eine Art Franchisesystem. Dabei kann der Franchisenehmer (Ladenbesitzer) auf ein größeres Netzwerk 
von regionalen Produzenten aus Sachsen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern zurückgreifen. Zu den größeren Un-
ternehmen im Bereich der regionalen Produktion und Vermarktung zählen beispielsweise Brodowiner oder Spreewaldprodukte 
sowie Produkte aus der Region Schorfheide. Dabei gestalten sich diese in Organisation sowie Ausrichtung der Produktpalette 
recht unterschiedlich (s.a. Anhang). Besonders der Absatzmarkt Berlin befördert einen weiteren Ausbau von regionalen und 
ökologischen Produkten (BÖLW 2011). Für berlinnahe Erzeuger besteht jedoch noch ein hohes Ausbaupotenzial, da bisher 
nur wenige Logistikansätze für kleinere Landwirte existieren.  


• Erneuerbare Energien: Insgesamt wird den EE im Jahr 2010 eine Wertschöpfung von fast 600 Mio. € im Land Brandenburg 
zugewiesen. Dabei entfallen rund 29% auf die Energieerzeugung mit Biomasse. Mit ca. 75% im Jahr 2009 wird der größte An-
teil der Energie- und Wärmeerzeugung durch Holz generiert (MUGV 2010). Aussagen zum Arbeitsmarkt sind nicht eindeutig. 
Das IÖW geht von ca. 11.540 Vollzeitbeschäftigungen aus (IÖW 2012). Eine Studie der GWS berechnet eine Bruttobeschäfti-
gung von mehr als 20.000 Beschäftigten im Jahr 2011 (GWS 2012). Laut GWS sind 6.900 Personen im Bereich der biogenen 
Energieerzeugung tätig, wobei 71% dem Arbeitsbereich „Bereitstellung der Energieträger“ und damit teilweise auch der Land-
wirtschaft zuzuordnen sind. 25% werden dem Bereich „Betrieb und Wartung“ zugerechnet (ebenda). 


• Bioraffinerien: Derzeit werden keine Bioraffinerien im industriellen Maßstab in Brandenburg betrieben. Jedoch spielt eine 
stoffliche Verwertung von Biomasse mit einem starken Fokus auf Holz eine nicht unbedeutende Rolle. Die Holzindustrie besitzt 
im Jahr 2008 einen Jahresumsatz von ca. 1 Mrd. €  und beschäftigt ca. 3.800 Arbeitnehmer in der Uckermark. Zusätzlich ist 
die Papierindustrie in einigen Teilen Brandenburgs (bspw. Schwedt) mit einem gesamten Jahresumsatz von ca. 1,2 Mrd.€ und 
3600 Beschäftigten von hoher Bedeutung (MUGV 2010). 


 
Flächentyp 1, Niedermoorflächen – Bsp. Biesenbrow (Angermünde) – ländlicher Raum 
• Landwirtschaft:  Derzeit existieren mehrere mittelgroße landwirtschaftliche Betriebe im näheren Umfeld von Biesenbrow. 


Bsp.: AHV Agrar Handels- und Verwaltungsgesellschaft mbH und Co Produktionsbetriebe KG: Bilanzjahr 2010: 11,3 Mio. € Bi-
lanzsumme; DELTA Tier-, Landwirtschaftliche Erzeugnisse & Handelsgesellschaft mbH:  Bilanzjahr 2010: 6,5 Mio. € Bilanz-
summe, ca. 1.400.000 € Gewinn/Jahr;  Agrar GmbH Crussow: Bilanzjahr 2011: 5,3 Mio. € Bilanzsumme, ca. 400.000 € Ge-
winn/ Jahr (E-Bundesanzeiger 2012); Gut Angermünde Betriebsgesellschaft mbH Angermünde (Udo Wagner Beteiligungsge-
sellschaft mbH), Bilanzjahr 2010: 9,6 Mio. € Bilanzsumme, 100.000 € Verlust/Jahr bei einem Gesamtfehlbetrag von 100.610 € 
und nicht durch Eigenkapital gedeckte Ausgaben von 253.960 Mio. € (E-Bundesanzeiger 2012) 


• Erneuerbare Energien: Derzeit sind in der näheren Umgebung von Biesenbrow und Angermünde mehrere Wind-, Biomasse- 
und Solarkraftwerke mit einem Gesamtertrag von ca. 11,2 Mio. € angemeldet. Diese Biomasseanlagen generiert einen Anteil 
von ca. 9,5% an der in der Region erzeugten Energie aus regenerativen Energieträgern (ETI Brandenburg 2012). Weiterhin 
existiert in ca. 40 km Entfernung in Penkun einer der größten Biogaskraftwerksparke Europas mit einer elektrischen Leistung 
von ca. 20 MW/Std., welches Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion in der Region um Biesenbrow haben kann. 
(Betreiber: NAWARO Unternehmenskonsortium). Ähnliche Einflüsse können auch andere größere Anlagen wie beispielsweise 
das Hybridkraftwerk in Prenzlau oder die Holzhackschnitzelanlage in Eberswalde haben. 
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Flächentyp 2a, Rieselfelder – Bsp. Hobrechtsfelde (Panketal) Berlin-nah 
• Landwirtschaft: Keine nennenswerten landwirtschaftlichen Aktivitäten. Derzeit werden die Flächen als Weideflächen für Rinder 


und Pferde etc. genutzt, um so Landschaftspflege zu betreiben. Inwiefern die Tiere später für die Nahrungsmittelproduktion 
verwendet werden ist noch nicht bekannt, Pächter der Flächen ist die Agrar GmbH Gut Hobrechtsfelde. Bilanzjahr 2010: 
202.810 € Bilanzsumme, mit einem nicht gedeckten Fehlbetrag von 20.060€ (E-Bundesanzeiger 2012) 


• Erneuerbare Energien: Derzeit wird in der Kommune Panketal eine Deponiegasanlage von der BSR betrieben. Weiterhin 
werden mehrere kleine Solar- und Windkraftanlagen mit einem Gesamtumsatz von ca. 1,8 Mio. € im näheren Umfeld betrieben 
(ETI Brandenburg 2012). Für den Ortsteil Hobrechtsfelde gibt es eine Machbarkeitsstudie über mögliche Potenziale zur Nut-
zung von regenerativen Energien. Hier werden zwar Zweifel an einer Umsetzung eines ganzheitlichen Energiekonzepts ange-
deutet, jedoch schien es wirtschaftliche Umsetzungsansätze gegeben zu haben. Genehmigungsrechtliche Barrieren (Pla-
nungsrecht) wurden u.a. als Ursache für eine noch nicht erfolgte Durchführung genannt (Wen 2012). Der genossenschaftliche 
Besitzer („Bremer Höhe“) der Gebäude im Ortsteil Hobrechtsfelde plant umfangreiche Rekonstruktion der denkmalgeschützten 
Häuser in Verbindung mit einem alternativen Energiekonzept (u.a. Holzhackschnitzelanlage). In der nahegelegenen Gemeinde 
Wandlitz befindet sich eine Biogasanlage (Klärgas) mit einem Bilanzverlust von 7.000 € im Jahr 2010. 


Flächentyp 2b, Rieselfelder – Bsp. Wansdorf (Schönwalde-Glien) – Berlin-nah  
• Landwirtschaft: In der näheren Umgebung befinden sich mehrere landwirtschaftliche Flächen sowie diverse kleinere Zuliefer-


unternehmen, beispielsweise Stalleinrichtungen, Großhandel etc. Betreiber der Flächen sind bisher nicht bekannt. 
• Erneuerbare Energien: Versuchsweiser Aufbau einer Testfläche für KUP (5 ha) mit Verwertung in nahegelegener Heizkraft-


anlage durch eine Kooperation zwischen Berliner Stadtgütern, Cobios Energie GmbH, dem Klärwerk Wansdorf sowie wissen-
schaftlicher Begleitung (u.a. durch ELaN). Die Kläranlage besitzt eine Biomasseanlage für den Eigenbedarf. Zusätzlich existie-
ren mehrere Solaranlagen mit ca. 140.000 € Einspeisevergütung (ETI Brandenburg 2012). 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 Trend 
• Landwirtschaft/ Vermarktung: Verschiedene kleine Netzwerke und Erzeuger-Konsumenten-Initiativen können sich parallel 


zu dem klassischen Einzelhandel entwickeln, bleiben aber Insellösungen und machen nur einen kleinen Bestandteil an der 
Wertschöpfung aus. Grundsätzlich wird die Bedeutung des Sektors durch Unternehmenszusammenschlüsse und Rationalisie-
rungsprozesse für regionale Wertschöpfung weiter sinken. Erhöhte Flächenpreise (Kaufpreis und Pacht) erhöhen weiterhin 
den Druck auf kleinere Erzeuger. Intensivierungstrends (bzgl. Schlag- und Betriebsgrößen) auch im ökologischen Landbau. 


• Erneuerbare Energien: Kleinere Initiativen, meist auf einzelne Dörfer beschränkt, sind in der Lage, durch Zusammenschluss 
in Genossenschaften etc. in Projekte mit regenerativen Energieträgern zu investieren. Jedoch wird der Markt weiterhin von den 
großen Unternehmen dominiert. Ein Großteil der Potenziale für regenerative Energie ist in der Region Barnim / Uckermark un-
ter den aktuellen Förderbedingungen schon ausgereizt. Dies gilt auch für die Energieerzeugung aus Biomasse. Es werden nur 
noch vereinzelt Flächen für diesen Zweck bereitgestellt. Das gleiche gilt für die Energieholzproduktion. 


• Bioraffinerien: Wenige größere Versuchsanlagen sind in Deutschland im Betrieb, da eine kostendeckende Produktion im 
Vergleich zu den noch günstigen konkurrierenden Rohstoffen und den geringen steuerlichen Anreizen eine weitere Ausbrei-
tung derzeit verhindert. Weiterhin wird der Großteil der potenziellen Anbauflächen für die Energieproduktion genutzt. 


 Variante 2 Dezentralisierung und Vielfalt 
• Landwirtschaft/ Vermarktung: Durch spezifische Programme und Fördermaßnahmen auf Basis eines Nachhaltigkeitskenn-


zahlensystems bspw. in der GAP oder bei Investitionsfinanzierung können sich v.a. kleinere Erzeuger in der Region etablieren. 
Durch Suffizienz (verändertes Konsumverhalten) und Konsistenz (regionale Kreisläufe und Netzwerke) können diese ihre Pro-
dukte direkt oder über einen stark entwickelten regionalen Zwischenhandel an die Endkonsumenten verkaufen. Große Einzel-
handelsketten haben sich an Bedürfnisse der kleinen Produzenten angepasst und bieten daher bessere Absatzmöglichkeiten. 


• Erneuerbare Energien: Durch Weiterentwicklung von Speichertechnologien, erhöhte Energieeffizienz (Kraftwärmekopplung; 
Energieerzeugung aus Methanerzeugung in der Tierhaltung etc.) und einen standortangepassten Energiemix reduziert sich 
der Bedarf an landwirtschaftlich erzeugter Biomasse für energetische Nutzungen. Viele kleinere Initiativen und auch Kommu-
nen sind durch flexible Finanzierungsmöglichkeiten und eine gemeinsame Koordination in der Lage, auch in größere Anlagen 
zu investieren bzw. Beteiligungen an bestehenden Anlagen zu erwerben. Durch eine veränderte Nutzung von Niedermoorflä-
chen oder anderen bisher brachliegenden Sonderflächen wird der Energieholzmarkt ausgebaut.  


• Bioraffinerien: Durch die steigenden Weltmarktpreise für Erdöl und eine angepasste Förderpolitik konnte sich dieser Wirt-
schaftszweig gut entwickeln. Biomasse wird zunehmend als Rohstoff für die chemische Industrie genutzt oder anderweitig 
stofflich verwendet und kann kostendeckend produziert werden. Die Produktionsanlagen für sog. Plattformchemikalien (Zwi-
schenprodukte wie Proteinschlämme) sind dabei dezentral in der Nähe größerer Anbauflächen angesiedelt. Befördert wird die-
ser Trend von ressourcenschonenden Verpackungsmaterialen und einem ausgebauten Recyclingsystem.  


  Variante 3 Zentralisierung 
• Landwirtschaft/ Vermarktung: Durch den extremen Preisanstieg für Flächen existieren fast nur noch landwirtschaftliche 


Großunternehmen sowie agrarferne und externe Investoren im Bereich der Landwirtschaft. Dies hat eine erhöhte Anzahl der 
Flächen mit Monokulturen zur Folge und zieht starke Umweltbelastungen nach sich. Die Landschaft ist in klar abgegrenzte 
Nutzfläche und Schutzgebiete unterteilt. Durch die zusätzliche Konkurrenz im ökologischen Anbau aus dem osteuropäischen 
Raum und den dadurch entstandenen Kostendruck können sich nur sehr wenige Unternehmen in der Erzeugung und Ver-
marktung von ökologischen Produkten in Brandenburg halten. Daher beschränkt sich die noch in Brandenburg verortete öko-



http://de.wikipedia.org/wiki/Sch%C3%B6nwalde-Glien
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logische Landwirtschaft fast ausschließlich auf kleinere Erzeuger- und Konsumentenzusammenschlüsse.   
• Erneuerbare Energien: Der Markt der erneuerbaren Energien wird durch Großinvestoren dominiert. Der Großteil der Gewinne 


geht daher an den Kommunen und der Bevölkerung vorbei, mit Ausnahme von vereinzelten und nicht koordinierten Bürgerso-
laranlagen auf den Wohnhausdächern. Wegen fehlender politischer Unterstützung von Kleinanlegern wird Energie durch Bio-
masse ausschließlich in größeren Anlagen von Großinvestoren erzeugt. Dies hat einen stetigen Werteabfluss aus der Region 
sowie einen Verlust an Strukturen der Kulturlandschaft und der Biodiversität zur Folge. Der Anbau von Energiepflanzen ist 
Dominierend in den Landkreisen Barnim und Uckermark.  


• Bioraffinerien: Die stoffliche Nutzung von Biomasse ist in diesem Szenario ebenfalls deutlich ausgebaut worden. Jedoch 
konnten sich wegen fehlender Fördermaßnahmen nur sehr wenige Forschungsstandorte in Deutschland etablieren. Ein Groß-
teil der Produktionsanlagen ist daher eher in Osteuropa; China und Russland angesiedelt. Dadurch ergibt sich in Deutschland 
keine Flächenkonkurrenz zu dem Sektor der Energieerzeugung. 


5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Agrar- sowie Energiepolitik; Technologische Entwicklung; Landwirtschaftliche Produktion 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• Kaskadennutzung von (landwirtschaftlich erzeugter) Biomasse sowie angeschlossene Fördermaßnahmen  
• Aufbau von extern finanzierten und unabhängig organisierten Netzwerken zwischen Landwirten/ Produzenten und den Einzel-


handelsketten/ Endkonsumenten  
• Ausbau von alternativen Logistikstrukturen für den Waren- und Personalverkehr sowie Kombination beider Ansätze, z.B. Dorf- 


oder Rufbusse, die Personen und Waren gleichzeitig transportieren. 
• Aufbau alternativer (Zwischen-)Finanzierungssysteme für Unternehmen auf Basis einer Nachhaltigkeitsbewertung und daran 


angekoppelte vergünstigte Rendite-/ Zinskonditionen. 
• Aufbau von Förderprogrammen für kleine Unternehmen, Vereinfachung von bürokratischen Prozessen 
• Verändertes Flächenvergabesystem  
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1. Bisherige Entwicklung  
• Anfang der 1990er Jahre wurde in den neuen Bundesländern die Trinkwasserversorgung und Abwasseraufbereitung um-


fassend reorganisiert. Alte Anlagen wurden stillgelegt oder umfassend saniert. Im Zuge dieser Maßnahmen wurden quasi 
flächendeckend Kläranlagen mit dritter Reinigungsstufe eingerichtet. Damit einher ging eine umfassende Zentralisierung der 
Wasserver- und Abwasserentsorgungseinrichtungen mit den dafür notwendigen Rohrleitungen.  


• Die Zentralisierung der Wasserversorgungseinrichtungen führte dazu, dass viele Wasserschutzgebiete in Brandenburg, 
teilweise auch in Berlin, seitdem aufgelöst wurden. 


2. Aktueller Stand 
• Oft wurde bei der Sanierung oder Neueinrichtung der Ver- und Entsorgungsanlagen die Bevölkerungsentwicklung in vielen 


ländlichen Regionen erheblich unterschätzt. Die Kosten für die entsprechend überdimensionierten Anlagen werden deshalb 
inzwischen auf wenige Nutzer umgelegt und führen somit zu hohen Belastungen. Für wasserwirtschaftliche Anlagen ist der 
Anteil der Fix- und Investitionskosten sehr hoch, so dass bei geringer Auslastung seitens der Betreiber kaum Einsparungen 
möglich sind.  


• In vielen Regionen mit deutlichem Bevölkerungsrückgang sind inzwischen auch die Ver- und Entsorgungsleitungen 
überdimensioniert. Mangelnde Auslastung unter einen kritischen Schwellenwert führt nicht zu einer Verringerung, sondern im 
Gegenteil zu einer Erhöhung der Betriebskosten, da die Leitungen mit zusätzlichem Aufwand regelmäßig gespült und im Falle 
der Versorgungsleitungen in einem hygienisch einwandfreien Zustand gehalten werden müssen. 


• Bundesweit wird über eine Verschärfung der Auflagen an Klärwerke diskutiert, z.B. hinsichtlich des Rückhalts von 
anthropogenen Spurenstoffen, was nur durch Einführung einer vierten und recht kostenintensiven Reinigungsstufe erreicht 
werden kann. In der Schweiz wird dies z.B. gerade umgesetzt. In Deutschland würden die verschärften Auflagen zunächst die 
großen Klärwerke betreffen. 


• Eine auch nur annähernd vollständige Eliminierung von Nähr- und Schadstoffen aus dem Abwasser ist mit vertretbarem 
Aufwand nach derzeitigem Stand der Technik nicht finanzierbar. Dazu kommt, dass zunehmend ökologisch relevante 
Schadstoffe wie z.B. Pharmaka-Rückstände auch in sehr geringen Konzentrationen Probleme bereiten, die noch vor wenigen 
Jahrzehnten keine Rolle gespielt haben oder mit den damaligen analytischen Methoden gar nicht nachweisbar waren. 
Schließlich hat die in den letzten Jahren erfolgte Verschärfung vieler Auflagen dazu geführt, dass viele Anlagen inzwischen an 
der Grenze des technisch Machbaren angekommen sind, für das sie ursprünglich gar nicht konzipiert waren. 


• Bei der immer noch weit verbreiteten Mischentwässerung führen Starkregen schnell zu einer Überlastung der Kläranlagen, die 
das Niederschlagswasser von den versiegelten Flächen aufzunehmen haben. Mit zunehmendem Versiegelungsgrad und 
zunehmender Intensität von Niederschlägen, wie sie im Zuge des Klimawandels erwartet werden, nimmt das Problem weiter 
zu. Berlin unternimmt momentan große Anstrengungen, für solche Ereignisse Rückhaltebecken und Speicherraum zu schaffen. 


• Ca. 20% des Energieaufwandes der Kommunen entfällt auf die Abwasseraufbereitung, so dass aus rein 
betriebswirtschaftlichen Gründen energieeffiziente Verfahren für die Betreiber attraktiv sind. Allerdings erfordern Anlagen zur 
Wärmerückgewinnung aus dem Abwasser, die Aufbereitung des aus dem Klärschlamm gewonnenen Gases oder für eine 
deutliche Erhöhung der Energieeffizienz oft hohe Investitionen, vor denen die Betreiber oft zurückschrecken. Außerdem steigt 
damit auch die Komplexität und somit die Anfälligkeit der zu steuernden Anlagen. Schließlich wären z.B. für die Wärmenutzung 
Abnehmer in unmittelbarer Nähe der Kläranlagen erforderlich. Die meisten Anlagen sind aber schon aus Gründen der 
Geruchsemissionen in der Regel fernab von Wohngebieten angesiedelt worden. 


3. Situation im Land Brandenburg 
• Insbesondere in den peripheren Landesteilen ist die Lage, wie oben geschildert, kritisch. Aus nachvollziehbaren Gründen ist 


das Thema aber für die Entscheidungsträger nicht sehr attraktiv. 
• In vielen Anlagen stehen demnächst größere Ersatzbeschaffungen oder Reparaturen an. Damit stellt sich die Frage, welches 


Ver- und Entsorgungskonzept damit mittelfristig verfolgt werden soll. Komplette Neueinrichtungen im großen Umfang oder eine 
grundlegend neue Weichenstellung sind aber äußerst unrealistisch. 
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4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Totalreinigung“:  
Mittelfristig flächendeckende Einführung der 4. Reinigungsstufe mit weitgehender Elimination der Spuren- und Nährstoffe. Die 
Kosten würden voraussichtlich auf die Kunden abgewälzt. Andererseits stehen für eine solche weitergehende Reinigung 
inzwischen technische Verfahren zur Verfügung, die bei entsprechend hoher Nachfrage deutlich kostengünstiger werden würden. 
 Variante 2 „Zunehmende Diversifizierung“:  
Für die urbanen Räume weitergehende Verschärfung der Auflagen an die Trinkwassergewinnung und Abwasseraufbereitung, im 
ländlichen Raum jedoch aufgrund des hohen Kostendrucks und der abnehmenden Bevölkerungsdichte zunehmend stärkere 
Tendenz zu extensiven Kleinanlagen mit mehr Spielraum für innovative neue Ansätze. 
 Variante 3 „Verstärktes Recycling": Anstelle der schnellstmöglichen Entsorgung von aufbereitetem Abwasser mit residualer 
Belastung über die Vorfluter verstärktes Bestreben zur Rückgewinnung bzw. terrestrischen Nutzung der Nährstoffe für die 
landwirtschaftliche Produktion von Nicht-Lebensmitteln, sowie Nutzung der biologischen Aktivität des Oberbodens für eine 
weitergehende Nachreinigung von organischen Schadstoffen. Eine Aufbereitung in der Kläranlage würde dann nicht mehr vorrangig 
das Ziel einer weitgehenden Reduzierung der Nährstoffgehalte verfolgen, sondern hätte vorrangig die Aufgabe, die Belastung 
durch pathogene Keime und anorganische Schadstoffe (wie z.B. Schwermetalle) zu reduzieren. 
 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
• Technische Entwicklung alternativer kostengünstiger Verfahren der Wasser- und Abwasseraufbereitung 
• Demographische Entwicklung im ländlichen Raum 
• Sensibilisierung der Bürger und somit Auswirkungen auf die Politik 
• Entwicklung der Preise und Absatzmärkte für Düngemittel (insbesondere Phosphor), landwirtschaftliche Produkte und der 


Bioenergie  
• Etablierung alternativer Wertschöpfungsketten für den ländlichen Raum 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• Durchführung von Pilotprojekten alternativer Ansätze, die aber ein intensives Monitoring erfordern 


7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Auf Anfrage 
8. Autorinnen und Autoren:  
G. Lischeid, lischeid@zalf.de ZALF Müncheberg 
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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Vorbemerkung: 
Staatliche Steuerung ist zu allgemein, daher erfolgt hier eine Zuspitzung in zwei Schritten auf  Landnutzung  Management des Landschafts-
wasserhaushalts (Nutzung von gereinigtem Abwasser). Aus analytischen Gründen unterscheiden wir zunächst nach den Instrumentengruppen  
a) Ordnungsrecht, b) Planung, c) ökonomische Anreize, d) Information & Beratung, die dann als staatliche Governance zusammengefasst werden. 
Dabei gibt es zahlreiche Überschneidungen mit den Steckbriefen zu Agrarpolitik, Energiepolitik, Umweltpolitik etc. 
1. Bisherige Entwicklung  


„Landschaft“/„Landmanagement“ ist ein Querschnittsthema, das bis vor wenigen Jahren kein eigenständiges Politikfeld war, 
sondern sektor- und politikfeldspezifische politische Steuerungsimpulse haben Landschaftsentwicklung indirekt berührt und 
beeinflusst. Sie können nach verschiedenen Instrumenten und Politikfeldern unterschieden werden. In Ostdeutschland gab es mit 
der Vereinigung 1990 einen Bruch in der staatlichen Steuerung, dort erfolgte eine strukturelle Anpassung im Zeitraffertempo. 
• Ordnungsrecht: Ordnungsrechtliche Steuerung dominierte lange Zeit. Sie soll in erster Linie Gefahren für Dritte abwehren und 


Landschaft nur in Ausnahmefällen schützen. Sie zielte damit auf einzelne Politikfelder, die eher indirekt auf die 
Landschaftsentwicklung wirken.  
In der Agrarpolitik gibt es generelle Auflagen wie Verbot von Giftstoffen, Auflagen für die Tierhaltung, Anforderungen an die 
„gute fachliche Praxis“ etc., um gesundheitsschädigende Lebensmittel und Umweltgefahren (z.B. Nitratauswaschung) zu 
vermeiden. In der Umweltpolitik sollen Umweltbelastung und -zerstörung vermieden werden. Im Naturschutz wird auch der 
Erhalt von Landschaft geregelt (Biotop, Habitat, Landschaftsbild). Die Eingriffsregelung regelt die Inanspruchnahme von 
Flächen und bremst größere Fehlentwicklungen beim Landschaftsverbrauch. Die Wassernutzung (Entnahme aus und 
Einleitung in Grund- und Oberflächenwasser, Abwasserbehandlung) ist stark reguliert. Hohe Auflagen für Kläranlagen und 
Industrieabwässer führten zu relativ wirkungsvoller end-of-the-pipe-Technologie (Exner et al. 2011).  


• Raumplanung: der öffentlichen Hand versuchte, im öffentlichen Interesse konkurrierende Landnutzungsansprüche standort-
spezifisch zum Ausgleich zu bringen und künftige Nutzungsmöglichkeiten offen zu halten. Landschaft war dabei als Ziel-
kategorie nur von untergeordneter Bedeutung. Die Bindungswirkung der Planung liegt v.a. bei öffentlichen Vorhabenträgern, 
während private Landnutzer relativ große Freiräume (auch von Raumplanung) haben.  


• Ökonomische Anreize: In der Agrarpolitik haben Subventionen im Rahmen der 1. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
der EU große Auswirkung auf die Landnutzung (fördert Spezialisierung, Intensivierung, Größenwachstum etc. wie z.B. 
Dominanz von Mais), Agrarumweltmaßnahmen in der 2. Säule dienen oft nur der Reparatur dieser Fehlentwicklungen. In der 
Energiepolitik ist das EEG ein wichtiger Impulsgeber zum Ausbau EE mit Auswirkungen auf die Landschaft. In der Umwelt-
politik entfalten ökologische Steuerreform, Emissionshandel etc. nur eine geringe Wirkung. Entgelte für die (Grund-)Wasser-
entnahme entfalten kaum, Abwasserabgabe eher eine geringe Steuerungswirkung. 


• Information & Beratung: Es gab bislang kaum staatliche Informationen und Beratung zum Thema Landschaft, höchstens 
Forschung und Raumbeobachtung des BBSR. 


 Governance: Ordnungsrechtliche und ökonomische Instrumente dominierten, eine Verknüpfung von Instrumenten zu 
Governance-Strategien für das Querschnittsthema Landschaftspolitik fehlte. Landschaftsbezogene Steuerungsimpulse 
beschränkten sich auf ländliche Räume und Schutzgebiete. 


2. Aktueller Stand 
• Ordnungsrecht und ökonomische Anreize dominieren weiterhin staatliche Steuerung von Landnutzung. Genehmigungen haben 


insbesondere bei wichtigen Schutzgütern (z.B. Grundwasser), riskanten Nutzungen (geklärtes Abwasser, Gentechnik) und 
Sonderstandorten (Rieselfelder, Schutzgebiete) eine hohe Steuerungswirkung. (Nach § 13 Grundwasserverordnung ist das 
Ausbringen von gereinigtem Abwasser verboten, Ausnahmen sind möglich, „wenn die Schadstoffe in so geringer Menge und 
Konzentration in das Grundwasser eingetragen werden, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit 
ausgeschlossen ist“ (GrwV § 13, Absatz 2).) Sie wirken aber kaum förderlich für eine Landschaftsentwicklung. 


• Planung und Information & Beratung haben an Bedeutung gewonnen, weil sie standort- und kontextspezifischer wirken. Wegen 
der Inflexibilität und relativ geringen direkten Wirkung formeller Planung gewinnt die informelle Planung, die stärker 
akteursbezogen (Partizipation) und themenspezifisch arbeitet, an Bedeutung (BMVBW; BBR 2005). Informationen „erklären“ 
Gesetze, Planung und ökonomische Instrumente, möglichst werden Stakeholder in deren Entwicklung partizipativ einbezogen, 
um die Eigeninitiative zu fördern. 


• Governance: Es gibt erste Ansätze, einzelne Instrumente in Bezug auf Landschaftspolitik zu verknüpfen und Ziele zu 
formulieren: Europäisches Raumentwicklungskonzept (EUREK, 1999), Europäische Landschaftskonvention (2000), Leitbilder 
und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in Deutschland (BMVBS, 2006), die auch urbane Räume und 
„unästhetische“ Landschaften einschließen. Die Wasserrahmenrichtlinie WRRL kann als Beispiel für solche raumbezogenen 
Governance-Strategien gelten. Dennoch bleibt „Landschaftspolitik“ von untergeordneter Priorität, das politische 
Instrumentarium ist unterentwickelt, insbesondere bei dezentralen, „diffusen“ Nutzungen (z.B. Problem der 
Bodenversiegelung). 
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3. Situation im Land Brandenburg 
Die Spielräume für staatliche Steuerung sind auf Landesebene im Vergleich zu EU und Bund relativ gering. Der Landesentwick-
lungsplan Berlin-Brandenburg (2009) greift die genannten Entwicklungen auf und sieht vor: „Die Kulturlandschaften der Hauptstadt-
region sollen als Träger der regionalen Identität und Ausdruck kultureller und gesellschaftlicher Vielfalt bewahrt und durch Koopera-
tionen zwischen Städten und Dörfern entwickelt werden.“ (Abs. 3.1) Dennoch überwiegt in der Region in Bezug auf Landschaft eine 
sektorspezifische Herangehensweise. Staatliche Steuerung zielt auf den Erhalt der jeweils als bedeutsam angesehenen Raumfunk-
tionen (landwirtschaftliche Nutzfläche, Grundwasserschutz, Naturschutz, EE-Erzeugung etc.) ab, kaum auf Landschaft als Ganzes.  
• Rieselfelder: Der Nutzungsdruck auf diese Flächen steigt, es werden Möglichkeiten der In-Wert-Setzung gesucht bei 


gleichzeitiger Vermeidung von Umweltgefährdungen. 
• (Degradierte) Niedermoorstandorte: Werden zunächst als landwirtschaftliche Flächen behandelt, in einigen Fällen erfolgt eine 


Renaturierung, großflächige, standortangepasste Nutzungen (unter Wiedervernässung) fehlen ebenso wie Steuerungs-
instrumente (Moorschutzprogramm etc.).  


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1: Kurieren an Symptomen und langsamer Bedeutungsgewinn der Landschaft in der staatlichen Steuerung 
Aufgrund von nicht zu übersehenden Fehlentwicklungen und einer gestiegenen Sensibilität in der Öffentlichkeit wird deutlich, dass 
„Landschaft“ eine wichtige Ressource und öffentliches Gut darstellt, das angesichts konkurrierender Raumnutzungsansprüche 
geschützt und entwickelt werden muss. In der staatlichen Steuerung werden erste Instrumente dafür entwickelt und etabliert. Im 
Konfliktfalle hat Landschaft jedoch keine hohe Priorität und muss weiterhin hinter anderen Ansprüchen zurücktreten. Lediglich grobe 
Fehlentwicklungen werden vermieden. 
 Variante 2: Integrierte Landschaftspolitik – nachhaltige Landschaftsentwicklung als Querschnittsaufgabe 
Angesichts zunehmender Nutzungskonkurrenz gewinnt Landschaft als integrierende Querschnittsfunktion stark an Bedeutung. Dies 
findet nicht zuletzt seinen Ausdruck darin, dass Deutschland schließlich nach jahrelanger Zurückhaltung auch die Europäische Land-
schaftskonvention unterzeichnet. Landschaftspolitik wird mit einem anspruchsvollen staatlichen Steuerungsinstrumentarium gestärkt 
und zu einer integrativen Governance-Strategie ausgebaut, die neben hierarchischer Steuerung auch Markt und soziale Netzwerke 
einbezieht. Entscheider, Stakeholder und Bürger/innen werden für Landschaft und deren Wahrnehmung sensibilisiert, werden zur 
Landschaftsbewertung befähigt und können die Auswirkung ihres Handelns auf die Landschaft abschätzen. Die Lösung zentraler 
Nachhaltigkeitsprobleme wie Biodiversitätsverlust, Klimawandel, Bodenversiegelung, Verlust von Multifunktionalität in der 
Landnutzung, Landschaftswasserhaushalt stehen im Mittelpunkt dieser integrativen und standortspezifischen Landschaftspolitik.  
 Variante 3: Landschaft als Steinbruch und Ressource für unterschiedlichste Zwecke 
Angesichts zunehmender Nutzungskonflikte, ökonomisch mächtiger Trends (EE-Produktion), Klimawandel, komplexer Problemlagen 
und Deregulierung verlieren Politik und staatliche Steuerung den Zugriff auf die Landschaftsentwicklung. Die Landschaft zerfällt in 
unterschiedlichste Funktionsräume, Schutzgebiete stehen unvermittelt neben intensiver Nutzung, urbaner Verdichtung/ Zersiedelung, 
devastierten Flächen.  
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Politische Steuerung reagiert auf praktisch alle genannten Politik- und Handlungsfelder, besonders große Überschneidungen gibt es 
mit Agrarpolitik, Energiepolitik, Umweltpolitik, aber auch mit zivilgesellschaftlicher Entwicklung. 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• Kopplung Förderkulisse der Landnutzung an raumordnerische Zielvorstellungen und Festsetzungen der Regionalplanung 
• Viel stärker regional und Standort angepasste Agrarpolitik, deutliche Reduzierung der Mittel in der 1. Säule, Förderung 


nachhaltiger landwirtschaftlicher Nutzungen und ländlicher Entwicklung an regionale Entwicklungspläne gekoppelt.  
• Etablierung einer „Landschaftspolitik“ als integrative, standortspezifische Governance-Strategie, die verschiedene Instrumente 


zum Querschnittsthema Landschaft bündelt 
• Schaffung neuer Instrumente zur Sensibilisierung, Information, Beratung und Partizipation bezüglich Landschaftspolitik. 


7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR); Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) (Hg.) (2006): 


Perspektiven der Raumentwicklung in Deutschland. Bonn, Berlin: BBR, BMVBS. 
Bundesministerium für Verkehr, Bauen und Wohnen (BMVBW); Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) (Hg.) (2005), Future 


Landscapes. Bonn: BMVBW; BBR. 
Europarat (2000): Europäisches Landschaftsübereinkommen. SEV 176. Florenz, 20.10.2000. 
Exner, Eva; Seemann, Sandra; Barjenbruch, Matthias; Hinkelmann, Reinhard: Wasserinstitutionen in Deutschland. Institutionen mit 


Verantwortlichkeiten für auf Wasser bezogene Aspekte. Diskussionspapier für die acatech Projektgruppe "Georessource Wasser. 
Herausforderung Globaler Wandel". Deutsche Akademie der Technikwissenschaften (acatech MATERIALIEN, 13).  


Gailing, Ludger; Leibenath, Markus (2012): Von der Schwierigkeit, „Landschaft“ oder „Kulturlandschaft“ allgemeingültig zu definieren. In: 
Raumforschung und Raumordnung 70, im Erscheinen. 


Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg (2009): Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg. Berlin, Potsdam. 
Übersicht des BMU zu geltenden Gesetzgebungen im Bereich Gewässerschutz: 


http://www.bmu.de/gesetze_verordnungen/alle_gesetze_verordnungen_bmu/doc/35501.php#gewaesser 
8. Autorinnen und Autoren: Dr. Benjamin Nölting, Zentrum Technik und Gesellschaft (ZTG) TU Berlin, noelting@ztg.tu-berlin.de;  
Jennifer Nagel, Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde, jennifer.nagel@hnee.de 
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
 



http://www.bmu.de/gesetze_verordnungen/alle_gesetze_verordnungen_bmu/doc/35501.php#gewaesser

mailto:noelting@ztg.tu-berlin.de

mailto:jennifer.nagel@hnee.de

mailto:inka.schwand@hnee.de






Arbeitsgruppe Szenarienentwicklung und Nachhaltigkeitsbewertung 
STECKBRIEFE FÜR EINFLUSSFAKTOREN LANDSCHAFTSENTWICKLUNG: 
Technologien zur Abwasserbehandlung             


 


 Stand: 04/2015 1 


1. Bisherige Entwicklung  
• Seit Ende des 19. Jahrhunderts Verbreitung der Abwasserableitung mit Kanalisation. 
• Berlin: Abwasserreinigungsmethode Rieselfelder erst mit ackerbaulicher Nutzung, danach wegen Schadstoffbelastung nur 


intensive Versickerung mit Bodenpassage.  
• Technische Anlagen zur Abwasserreinigung (Belebungsverfahren, Tropfkörper) 


- erst mit Zielstellung der Kohlenstoffentfernung gegen Verschlammung der Flüsse (z.B. Hamburg). 
- später auch Ammonium, Nitrat-, und Phosphorentfernung gegen die Eutrophierung der Gewässer 


2. Aktueller Stand 
• Große Kläranlagen (Berlin, Potsdam) entfernen Kohlenstoff, Stickstoff, Phosphor entsprechend den Grenzwerten der 


Abwasserverordnung auf ein geringes Niveau. Eine typische große Kläranlage ist schematisch abgebildet in Bild 1.  
• Kleine Kläranlagen (Brandenburg auf dem Land) müssen Kohlenstoff entfernen, ab ca. 5.000 Einwohnerwerten auch 


Ammonium und ab ca. 10.000 Einwohnerwerten auch Gesamtstickstoff und Phosphor. 
• Es gibt keine Grenz- oder Überwachungskonzentrationen für Spurenstoffe (Arzneimittelrückstände, endokrine Substanzen 


u.a.) und eine Abwasserdesinfektion. Einige Klärwerke haben eine Abwasserdesinfektion (München, Rödingen, Monheim) 
und einige Demonstrationsanlagen (Ulm, Schwerte, Mannheim) untersuchen die Spurenstoffentfernung. 


 
Bild 1: Verfahrensschema einer Kläranlage heutigen Standards 
• Eine Versickerung von (gereinigtem) Abwasser oder die Nutzung zur Bewässerung wird im Allgemeinen nicht genehmigt, 


um das Grundwasser zu schützen. Ausnahmen gibt es für kleine Anlagen mit geringen Frachten sowie in Braunschweig 
und Wolfsburg. 


• Bild 2 zeigt die Anteile der verschiedenen Entsorgungswege von Klärschlamm in Deutschland. Die Deponierung ist heute 
nicht mehr erlaubt. 


•  
Bild 2: Klärschlammentsorgungswege in Deutschland [Könnemann, 2008] 
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3. Situation in Berlin/Brandenburg 
a) Situation auf dem Flächenbaustein Rieselfeld und welche Ergebnisse aus Rühmlands Teil des TP 2 erwartet werden 
• Es zeichnet sich ab, dass die technischen Feuchtgebiete die Stickstoffkonzentration von 11 auf 4 bis 8 mg/l (je nach 


Anlagentyp und Jahreszeit) senken. Die Phosphorkonzentration bleibt etwa gleich, die mit Rieselfeldsand gefüllten technischen 
Feuchtgebiete erhöhen die P-Konzentration von 0,2 auf 0,4 mg/l ortho-Phosphat. Die hygienische Qualität kann in einigen 
Anlagen soweit gehoben werden, dass das Wasser zur Bewässerung von Kulturen zum Rohverzehr eingesetzt werden darf 
(nach DIN über hygienische Belange von Bewässerungswasser). 


• Hydrogeologie, Modellierung, Spurenstoffe, Ökotoxizität 
b)  Aspekte aus weiteren Teilen von TP 2 sowie von den anderen TP des TB1 müssen noch ergänzt werden … 
 
4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Saubermann“ 


- Die Grenzwerte für Stickstoff und Phosphor werden weiter gesenkt und für Spurenstoffe und Krankheitserreger werden 
Grenzwerte eingeführt. Deshalb werden vorhandenen Kläranlagen weitere Reinigungsstufen nachgeschaltet: 


- Phosphor – Fällung  
- Stickstoff – nachgeschaltete Denitrifikation mit Biofiltern, gerührten Becken u.a. 
- Hygienisierung - Sandfilter, UV-Anlagen, Membrananlagen 
- Spurenstoffe – Ozonung, Aktivkohle 


 Variante 2 „Alles wird knapp – Ressourcennutzung“  
- Energiesparmaßnahmen bei Belüftung und Rührwerken 
- Vermehrte Energiegewinnung aus Abwasserwärme, Klärgas, Nachfaulung 
- Landwirtschaft hat gesteigerten Bedarf an billiger, zuverlässiger Wasser- und Phosphorquelle  Nutzung der 


Abwasserressourcen 
- Die energiesparsameren naturnahen Abwasserreinigungsverfahren (Bodenfilter, Teiche) werden gebaut. 


 Variante 3 „Dezentrale Konzepte" 
- Dorf- und stadtteilbezogene Konzepte für die verschiedenen Stoffströme Wasser, Pflanzennährstoffe, Klärgas 
- Neuartige Sanitärsysteme (Trenntoiletten, Biogasgewinnung aus Schwarzwasser, …) werden bei Neuplanungen statt der 


Schwemmkanalisation eingesetzt. 
 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
 
 
7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Imhoff, K. R. 1999: Landbehandlung, Füllkörper, Tauchkörper und Tropfkörper.- In: ATV (Hrsg.), Geschichte der 


Abwasserentsorgung, Hennef: 73–81. 
Londong, J. (Hrsg.) 2008: Neuartige Sanitärsysteme. Begriffe, Stoffströme, Behandlung von Schwarz-, Braun-, Gelb-, Grau- und 


Regenwasser, Stoffliche Nutzung. Bauhausuniversität Weimar und DWA Weimar. 
Mohajeri, S. 2005: 100 Jahre Berliner Wasserversorgung und Abwasserentsorgung - 1840 - 1940.- Stuttgart. 
otterwasser 2007: Ökologische Wohnsiedlung Lübeck - Flintenbreite.- http://www.otterwasser.de/german/konzepte/flintg.htm, zuletzt 


geprüft am 02.07.2009. 
zu Variante 1: Fraunhofer IGB: Schadstoffe im Wasser einfach binden 
http://www.igb.fraunhofer.de/de/presse-medien/presseinformationen/2015/schadstoffe-im-wasser-einfach-binden.html, 
zuletzt geprüft am 02.04.2015. 
8. Autor(en) und Kontakte: Rühmland, Barjenbruch: sabine.ruehmland@tu-berlin.de 
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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1a. Bisherige Entwicklung Berlin 
• Berlin: Vor Einführung des Leitungswassers wurden Küchen- und Badeabwässer im offenen Rinnstein entsorgt und 


versickerten in den obersten Grundwasserleiter. Fäkalien wurden gesammelt und abgeholt 
• Was heute unter dem Begriff „häusliches Abwasser“ zusammengefasst wird, wurde bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts getrennt 


entsorgt. Das Abwasser aus Küche und Bad wurde über Rinnsteine in das nächstgelegene Gewässer abgeleitet. Gleichzeitig 
wurden auch feste Abfälle und Fäkalien in die Rinnsteine geschüttet, die entstehenden Ablagerungen führten zu Geruchsbeläs-
tigungen und Überschwemmungen bei Regen. Deshalb mussten die Rinnen aufwändig durch die Polizei gespült werden. 
Fäkalien und Urin wurden in den Höfen in Sickergruben entsorgt. Die Entleerung der Gruben lag in der Verantwortung der 
Hausbesitzer und führte zu starken, bis zu 20 Stunden anhaltenden Geruchsbelästigungen. In offenen Kotwagen wurden die 
Fäkalien aus der Stadt transportiert und in der Landwirtschaft als Dünger eingesetzt. Das enorme Bevölkerungswachstum 
Berlins führte zu einem Überangebot in der Region, was diesen Entsorgungsweg unwirtschaftlich machte. 


• Der Hobrechtplan: Das Mischabwasser (Fäkalien, Küchen- und Waschabwasser, Industrieabwasser, Niederschlagswasser) 
wurde mit Kanälen in zwölf unabhängigen Radialsystemen gesammelt und mit jeweils einem Pumpwerk in Druckleitungen 
strahlenförmig aus Berlin befördert. Vor der Stadt wurden Flächen gekauft, nivelliert und dräniert. Das Abwasser wurde in Sedi-
mentationsbecken zunächst mechanisch vorgereinigt. Offene Gräben leiteten das Wasser zu den Rieselfeldern in denen Be-
wässerungsfurchen Beete voneinander trennten. Auf den Rieselfeldern wurden Gemüse, Hackfrüchte und Futterpflanzen ange-
baut. Nachdem sich die Rieseltechnik etabliert hatte und die optimale Menge für die jeweilige Frucht auf dem jeweiligen Stand-
ort bekannt war, wurden höhere Erträge als auf den Nachbarfeldern erreicht. Die Erträge sinken durch hohe Schadstoffbe-
lastung, so dass die ackerbauliche Nutzung der Rieselfelder eingestellt wird.  


1b. Bisherige Entwicklung Brandenburg  
• In ländlichen Gebieten Entsorgung über Misthaufen (Gefahr von Blausucht etc durch nahegelegene Trinkwasserbrunnen), 


Jauchegruben. Direkte Ausbringung im Garten und auf Feldern. 
• Seit den 1950er Jahren wurden kommunale Abwässer, oft nur mechanisch geklärt, auf landwirtschaftlichen Flächen verregnet 


oder verrieselt. Dies geschah mit der Absicht, Stoffeinträge in die oft ungenügend Wasser führenden Fließgewässer zu ver-
mindern. 


• Mit zunehmender Chemisierung der Haushalte gab es Bedenken hinsichtlich Schadstoffeinträgen in Böden. Auf den bereg-
neten Flächen durften ausschließlich Futterpflanzen angebaut werden, Karenzzeiten vor der Ernte waren einzuhalten. 


• In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre geriet diese Form der Abwasserentsorgung zunehmend in die Kritik; übrig blieben aus-
gewählte siedlungsferne Standorte mit großem Grundwasserflurabstand, die den Charakter von „Hochlastflächen“ hatten 
(ähnlich den Güllehochlastflächen großer Tierproduktionsanlagen). 


• Ansinnen, auch Waldflächen mit Abwasser zu beaufschlagen, wurden von der Wissenschaft vehement bekämpft, gelangten 
aber dennoch zur Umsetzung. 


• Seit den frühen 1990er Jahren Bau moderner Kläranlagen mit Abgabe des gereinigten Abwassers ausschließlich in Vorfluter. 
2. Bisherige Entwicklung weltweit 
• In Entwicklungs- und Schwellenländern mit hohem Wasserbedarf wird Abwasser in der Landwirtschaft genutzt, auch 


ungereinigt. Z.B. in Regionen der Türkei, Asien, Mexiko. Israel verfügt über hoch entwickelte Techniken zur Wiederverwendung 
gereinigten Abwassers und setzt diese in großem Maßstab ein. 


2. Aktueller Stand 
• Nur Braunschweig und Wolfsburg verfügen über Genehmigungen zur Nutzung von gereinigtem Abwasser. Damit wird z.B. 


Mais für die Biogasgewinnung bewässert.  
− Abwasserverband Wolfsburg:  


Nutzung für Bewässerungslandwirtschaft seit 1940er Jahren; aktuell in der Vegetationsperiode Bewässerung in der 
Landwirtschaft für den Nichtlebensmittel-Bereich und im Winter Grundwasseranreicherung 


− Stadtentwässerung Braunschweig GmbH:  
Nutzung für Bewässerungslandwirtschaft seit 1950er Jahren; aktuell Bewässerung in der Landwirtschaft (Nölting & 
Daedlow 2012)  


• Weltweit gewinnen constructed wetlands zur Abwasserreinigung immense Bedeutung, in wasserarmen Regionen zur 
Etablierung von Feuchtgebieten (Klima, Stadtklima, Biodiversität), in abgelegenen ländlichen Gebieten zur Wasserversorgung 
(z.B. Estland, Toilettenspülung in Schule). 
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3. Situation in Berlin/ Brandenburg 
• befristete Genehmigungen zu Forschungszwecken.  
• Biesenbrow:  
− Mitte der 1990er Jahre Forschungsprojekt - Versuchsanlage ca. 9 ha; auf der Versuchsfläche 100.000 Pflanzen Schilf 


angebaut, ökonomische Verwertung des Schilfes nicht erfolgreich.  
− Seit kurzem im Eigentum des WBV "Welse", für die Bewässerung war Aufleitung von geklärtem Abwasser vorgesehen, 


jedoch dezentrales Klärwerk in Biesenbrow nicht realisiert, geklärtes Abwasser sollte in Tankwagen vom Klärwerk Passow 
angefahren werden; befristete Erlaubnis zur Aufleitung auf der Versuchsanlage wurde 2001 v. d. unteren Wasserbehörde 
erteilt, jedoch v. Oberer Wasserbehörde widerrufen: Aufleitung geklärten Abwassers restriktiv handhaben, um jegliches 
Risiko für das Grundwasser auszuschließen (Experte 1; Nölting & Daedlow 2012).  


− Mit ELaN Reaktivierung: zunächst wasserrechtliche Erlaubnis für die Universität Greifswald, die Verdünnung des gerei-
nigten Abwassers im Verhältnis 1:20 mit örtlichem Oberflächenwasser sowie umfangreiches Monitoring vorsieht, Über-
tragung an WBV Welse angestrebt, Abbruch bei Überschreitung der festgelegten Grenzwerte (Nölting & Daedlow 2012). 


• Hobrechtsfelde:  
− 1985 Klärwerk Schönerlinde in Betrieb - Abwasserverrieselung wurde eingestellt; das geklärte Abwasser wird bis heute 


direkt in den Vorfluter (Nordgraben) geleitet - Grundwasserstand sank auf den ehemaligen Rieselfeldern weiter ab, Böden 
sind z.T. mit Schwermetallen belastet.  


− ehemalige Absetzbecken wurden ab 1987 eingeebnet und aufgeforstet, ab 1996 wurde Geschiebemergel in den belasteten 
Boden eingearbeitet zur Verbesserung der (Wasser-)Versorgung.  


− Heute liegen die ehemaligen Rieselfelder auf Berliner und Brandenburger Gebiet. Seit 2002 wird auf dem Berliner Teil der 
Rieselfelder an zwei Standorten täglich ca. 5.000 bis 7.000 m³ geklärtes Abwasser aus dem 8 km entfernten Klärwerk 
Schönerlinde aufgeleitet. (Nölting & Daedlow 2012) 


• Bsp. Klärwerk Wansdorf GmbH:  
− Seit 1912 Rieselfeld für Berliner Abwasser, 1996 Gründung der Klärwerk Wansdorf GmbH,  
− 1997 Baubeginn eines neuen Klärwerks für Brandenburger und Berliner Abwässer, 1998 Stilllegung der Rieselfelder, 1999 


Betrieb des Klärwerks Wansdorf;  
− April 2012 Anpflanzung von KUP auf 6 ha ehem. Rieselfeldern für Biomasseheizkraftwerk der Stadtwerke Hennigsdorf, 


Genehmigung zur Bewässerung mit gereinigtem Abwasser aus dem Klärwerk (Becker 2012) (Nölting & Daedlow 2012) 
4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Das Wasser wird knapp“ 


− Deutschland gewinnt Anschluss an den Weltstand in Fragen der Abwassernutzung 
− der Klimawandel führt zur Verringerung der Grundwasserneubildungsrate 
− Nutzungsstreit über Wasser für Oberflächengewässer (  Naturschutz, Schifffahrt, Trinkwassergewinnung), zur land- und 


forstwirtschaftlichen Bewässerung 
− Der sinkende Grundwasserspiegel lässt die Schadstofffahnen von Altlasten ausbreiten, der 2. Grundwasserleiter wird so 


verschmutzt, dass die Qualität bedenklich für die Trinkwassergewinnung wird.  
− Direkte Infiltration des sichereren gereinigten Abwassers über Bodenpassage zur Trinkwassergewinnung aus Brunnen  


aufwändigere Trinkwasseraufbereitung 
 Variante 2 „Alles bleibt wie es ist“ 


− Keine Genehmigungen für die Nutzung gereinigten Abwassers. 
− Klimawandel wirkt sich nicht aus. 


 Variante 3 „Phosphor wird knapp“ 
− Landwirtschaft hat gesteigerten Bedarf an billiger, zuverlässiger Phosphorquelle  Nutzung der Abwasserressourcen 


Schlamm, MAP. 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Takashi Asano: Water Reuse 
2nd International Symposium 2007, Wetland Pollutant Dynamics and Control (WETPOL). Proceedings. Tartu. Eds:Ülo Mander, Margit Koiv, 
Christina Vohla.  
3rd Wetland Pollutant Dynamics and Control : WETPOL 2009, Barcelona, Spain, September 20-24, 2009 ; Barcelona 
Nölting, Benjamin & Daedlow, Katrin (2012): Einblick in die Akteurslandschaft zum Wasser- und Landmanagement in Brandenburg und Berlin. 
ELaN Discussion Paper 
8. Autorinnen und Autoren: Rühmland, Barjenbruch: TU Berlin,  sabine.ruehmland@tu-berlin.de; Ralf Dannowski, ZALF, TP01, 
rdannowski@zalf.de, Dagmar Balla, ZALF, TP01, dballa@zalf.de;  
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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1. Bisherige Entwicklung  
• In der Biomasseverordnung (BiomasseV, 2001) wird Biomasse aus energietechnischer Sicht definiert als „Energieträger aus 


Phyto- und Zoomasse. Hierzu gehören auch aus Phyto- und Zoomasse resultierende Folge- und Nebenprodukte, Rückstände 
und Abfälle, deren Energiegehalt aus Phyto- und Zoomasse stammt.“. 


• Die bisherige Entwicklung war durch eine relativ intensive Förderung sowie die Entwicklung einer Vielzahl von Techniken zur 
Biomasseverwertung gekennzeichnet. 


• Es hat mittlerweile eine starke Ausdifferenzierung der Technik zur Verwertung unterschiedlicher Biomassearten stattgefunden. 
• Bei dieser Entwicklung wurde die energetische Verwertung von Biomasse bislang der stofflichen Verwertung bevorzugt. 
• In den vergangenen Jahren wurden erhebliche Verbesserungen der technischen Effizienz erzielt. 
• Trotz Effizienzsteigerung und Skaleneffekte aufgrund steigender Anlagengrößen ist ein deutlicher Anstieg der 


Erzeugungskosten zu verzeichnen. Dies wird im allgemeinen auf die steigenden Anforderungen an die Technik, ein Anstieg der 
Rohstoffkosten, die steigende Nachfrage und Förderung durch das EEG, sowie die zunehmende Professionalisierung und 
Gewinnerwartung in der Branche zurückgeführt,   
 


 
Abbildung 1: Übersicht zu Einsatzstoffen und Wegen der energetischen Biomasseverwertung 


 
• Die Breite der stofflichen Verwertung von Biomasse ist sehr groß. Perspektivisch wird eine Mehrfachnutzung (energetisch & 


stofflich) der Biomasse in Bioraffinerien angestrebt. Dabei wird unterschieden zwischen: Stärke-Bioraffinerien, Pflanzenöl-
Bioraffinerien, Lignocellulose (LCF)-Bioraffinerie, Synthesegas-Bioraffinerie und Biogas-Bioraffinerie. 


• Aufgrund potenzieller Konkurrenzen bei der Nutzung von Biomasse wird im Allgemeinen die Verwertung von biogenen 
Reststoffen als vorrangig angesehen. 


2. Aktueller Stand 
• Nach einer Phase der Etablierung innovativer Technik zur energetischen Biomasseverwertung findet gegenwärtig eine 


Durchdringung des Marktes mit Techniken zur energetischen Biomasseverwertung statt. 
• Hierzu ist bei vielen Techniken noch Förderung notwendig. 
• Die Techniken unterscheiden sich in ihrer Reife, den erwarteten Kosten und den Umwelteffekten. 
• Die Lernkurveneffekte sind bei vielen etablierten Technologien weitestgehend ausgeschöpft. 
• Für weitere Effizienzsteigerung werden (technische) Entwicklungssprünge erforderlich sein (z.B. Kraftstoffe der zweiten 


Generation). 
• Es besteht unter Fachleuten kein Konsens hinsichtlich der noch erreichbaren Effizienzverbesserungspotenziale. 
• Erhebliche Effizienzverbesserungen werden durch Innovationen im organisatorisch-institutionellen Bereich erwartet. 
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3. Situation im Land Brandenburg 
• Der Anteil der Erneuerbaren Energien am Primärenergieverbrauch soll laut MWE (2012) im Land Brandenburg von derzeit 


knapp 16 % auf 20 % im Jahr 2020 ansteigen. 
• Biomasse leistet aktuell den größten Anteil der Erneuerbaren Energien am Primärenergieverbrauch (MWE, 2012). 
• Das Ziel bei der energetischen Biomassenutzung von 49 PJ ist mit einem erreichten Stand von 65,5 PJ in 2010 bereits 


übertroffen. 
• Das Land Brandenburg wird als „flächenreiches“ Bundesland häufig als Biomasse- und Energie-Exportland dargestellt. 
• Ein Großteil des Primärenergieverbrauchs der Biomasse (rund 30 %, ca. 20 PJ) ist allerdings auf den Import und die 


Mitverbrennung biogener Reststoffe in Kraft-, Heiz- und Industriekraftwerken zurückzuführen (MWE, 2012). 
• Unter Berücksichtigung von Ernährungssicherung und Bodenfruchtbarkeit können laut MUGV (2010) bis zu 30 % der 


Ackerfläche zur stofflichen oder energetischen Biomasseverwertung genutzt werden. 
• In der Praxis zeigt sich allerdings, dass das tatsächlich verfügbare Biomassepotenzial aufgrund von Nutzungskonkurrenzen 


wesentlich geringer ist als das ausgewiesene technisch und ökonomisch verfügbare Biomassepotenzial. Weiterhin wird das 
gegenwärtig zur Verfügung stehende energetische Biomassepotenzial auf Grund der Altersstruktur der Wälder von rund 44 PJ 
bis zum Jahr 2016 auf ca. 40 PJ sinken. Selbst bei einer vollständigen Ausschöpfung des heimischen Potenzials werden 
deshalb auch weiterhin Importe notwendig sein, um die Zielstellungen der Energiestrategie 2020 zu erfüllen (MUGV, 2010). 


• Die Ausschöpfung von Holzreserven im Privatwald, die Nutzung von Landschaftspflegematerial und eine möglichst vollständige 
Verwertung von Wirtschaftsdüngern, Bioabfällen und Reststoffen nehmen an Bedeutung zu. 


• Die Effizienz der eingesetzten Technik zur Verwertung von Biomasse ist bei Neuanlagen auf dem neuesten Stand. Als eine 
Möglichkeit zur Steigerung der Effizienz wird das Repowering von Bestandsanlagen angesehen (MWE, 2012). 


• Die land- und forstwirtschaftlichen Strukturen im Land Brandenburg ermöglichen die Ausnutzung von Kosten-
degressionseffekten. Die Tendenz hin zu steigenden Anlagengrößen ist in Brandenburg stark ausgeprägt. 


• Die Herausforderungen für Effizienzverbesserungen im Land Brandenburg liegen in dem verhältnismäßig stark begrenzten 
Potenzial natürlicher Ressourcen, einer in vielen Bereichen geringen Anpassungsfähigkeit des Bioenergiesektors und der 
starken Abhängigkeit von externen Rahmenbedingungen (siehe Grundmann et al., 2012). 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Stark pfadabhängige Entwicklung“ 
Ausschöpfung der Effizienzpotenziale bekannter Technologien (u.a. Repowering, Skaleneffekte). 
Ausbau der Biomasseverwertung unter dem Gesichtspunkt der Produktionssteigerung. 
Die Förderung und Auswahl der Technik sowie die Landnutzung orientieren sich an den Zielvorgaben der Biomasse-Aktionspläne. 
 Variante 2 „Zukunftstechnologien und -konzepte" 
Ausschöpfung der Effizienzpotenziale durch Zukunftstechnologien (z.B. BtL, HTC, etc.) 
Mehrfache Verwertung der Biomasse (Kaskadennutzung), vollständige Ausnutzung der Biomasse in Bioraffinerien. 
Einbindung der Biomassenutzung in Konzepte zur Verknüpfung der Strom-, Gas-, und Wassernetze (Energiekonzepte). 
Die Förderung und Auswahl der Technik dient primär der CO2-Vermeidung. 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Einen großen Einfluss auf den Stellenwert der künftigen Biomassenutzung und des Technikeinsatzes haben energiewirtschaftliche 
Aspekte (Energiepolitik), Agrarpolitik und Umweltpolitik 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
• Beachtung von Nachhaltigkeitskriterien (Biodiversität; Kohlenstoffreiche Flächen) 
• Möglichst vollständige Verwertung von Wirtschaftsdüngern, Bioabfällen und Reststoffen 
• Förderung des Anbaus und der Nutzung von KUP 
• Ausschöpfung von Holzreserven im Privatwald 
• Nutzung von Landschaftspflegematerial 
• Nutzung bislang wenig genutzter, verfügbarer Biomassearten (u.a. Grünland, Schilf, Stroh) 
• Förderung des Anbaus von Biomasse in mehrgliedrigen Fruchtfolgen 


7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
Bundesregierung 2012: Roadmap Bioraffinerie (URL: http://www.bmbf.de/pub/roadmap_bioraffinerien.pdf) 
Energie-Technologie-Initiative Brandenburg (URL: http://www.eti-brandenburg.de/energiethemen/bioenergie/) 
Grundmann, P.; Ehlers, M.H.; Uckert, G., 2012: Responses of agricultural bioenergy sectors in Brandenburg (Germany) to climate, economic and 
legal changes: an application of Holling's adaptive cycle. Journal of Energy Policy, 10.1016/j.enpol.2012.04.051. 
MWE (2012): Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg. 
(http://www.energie.brandenburg.de/media/bb1.a.2865.de/Energiestrategie_2030.pdf) 
MUGV, 2010: Biomassestrategie des Landes Brandenburg.(http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.2328.de/bmstrategie.pdf) 
8. Autorinnen und Autoren: Philipp Grundmann; ATB; TP08 (pgrundmann@atb-potsdam.de);  
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 
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1. Definition / Begriffsklärung und bisherige Entwicklung 
Wasserrückhalt erfolgt in naturnahen Ökosystemen in erster Linie durch die Retentionsfunktion von Flussauen aber auch durch das 
Wasserspeichervermögen von Böden und Vegetation. Wasserrückhaltung in der Fläche verstetigt den Abfluss, dämpft die Hochwas-
serspitze, revitalisiert die Gewässerökosysteme und bildet Grundwasser neu. Der Großteil der natürlichen Retentionsräume ist durch 
wasserbauliche Maßnahmen und Intensivierung der Landnutzung in den vergangenen Jahrhunderten verloren gegangen. An der Do-
nau sind allein im Bereich um Ingolstadt in den vergangenen 250 Jahren ca. 250 Mio m3 Rückhalteraum verloren gegangen (Abb. 1) 


Abb. 1: Natürliches 
Überschwemmungsge-
biet der Donau bei In-
golstadt vor dem Do-
nauausbau (links) und 
aktuell (rechts) (LfL 
2004) 
 
 


Ein volumengleicher Ausgleich dieses Verlustes an Retentionsräumen ist heute nicht mehr möglich! Umso wichtiger ist, dass bei der 
Neuschaffung von Rückhalteraum die Rückhaltewirkung optimiert wird. Wegen der großen Wirksamkeit auf die Dämpfung der Hoch-
wasserspitzen kann auf die Schaffung von Poldervolumen nicht verzichtet werden. 
 Wasserrückhalt, der unter den Bedingungen des sich abzeichnenden Klimawandels auch dazu dient, Wasser bei Überangebot für 


Wassermangelphasen zurückzuhalten, ist in den Handlungsfeldern natürlicher Rückhalt und technischer Hochwasserschutz an-
gesiedelt. Natürlicher Wasserrückhalt kann durch Maßnahmen in der Landwirtschaft (abflussverzögernde Bodenbewirtschaftung 
(Grünlandnutzung in Überschwemmungsgebieten, Erhalt und Anlage abflussverzögernder und wasserrückhaltender Gelän-
destrukturen (Feldraine, Böschungen, Geländemulden)) aber auch durch Maßnahmen in Kommunen (Regenwasserbewirtschaf-
tung: Trennsystem, Entsiegelung befestigter Flächen, dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser) erreicht werden) 


 In Ergänzung zu den zuvor dargestellten Maßnahmen, die nicht unmittelbare Aufgabe der Wasserwirtschaft sind, ergeben sich 
weitere Möglichkeiten in deren Zuständigkeitsbereich durch Deichrückverlegung, Uferstreifenerwerb und naturnahe Bepflanzung 
zur Erhöhung der Rauhigkeit sowie Gewässerrenaturierung durch Beseitigung von Ufersicherungen und Anlage von Mulden im 
Vorland. 


Maßnahmen nur umsetzbar unter Voraussetzung des Grunderwerbs der betroffenen (zumeist landwirtschaftl. genutzten) Flächen. 
Wasserrückhalt durch Maßnahmen des technischen Hochwasserschutzes kann durch Flutpolder (gesteuert, ungesteuert) erfolgen, 
die jedoch nur unter „Benutzung“ landwirtschaftlicher Flächen umgesetzt werden können. 
2. Aktueller Stand 
Wasserrückhalt in feuchten Phasen in Kombination mit Wasserabgabe in niederschlagsarmen Perioden erfolgt mit der Zielstellung: 


– Abflussstabilisierung im Gewässer, 
insbes. Niedrigwasseraufhöhung 


– Kappung von Abflussspitzen 
– Ressourcenschutz (Niedermoor) 


– Wasserspeicherung und -abgabe entsprechend den jährlichen Überschuss- 
bzw. Defizitsituationen, Pufferung von Starkniederschlagsereignissen  


– Gewährleistung einer in Zeit und Raum variablen Wasserverteilung unter Be-
rücksichtigung des Wasserdargebots und der verschiedenen Nutzungsansprü-
che durch Naturschutz und Landwirtschaft 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Abb. 2: Möglichkeiten der Niedrigwasseraufhöhung                                        Tab. 1: Bewertungsmatrix für die in Abb. 2 dargestellten Maßnahmen 
(Thomas et al. 2011)                                                                                        (www.inka-bb.de) 
Für den Wasserrückhalt bieten sich folgende Technologien und Speicherelemente an (vgl. Abb. 2, Tab. 1)): 


– Speicherbewirtschaftung 
– Wasserrückhalt in/an Fließgewässern  
– Wasserrückhalt in Niederungsflächen  
– veränderte/angepasste Staubewirtschaftung  
– Beaufschlagung ehemaliger Rieselfelder 
– verstärkte Grundwasseranreicherung Regenwasserbe-


wirtschaftung (Regenrückhaltebecken, Versickerungs-
mulden, Rigolensysteme) 


– Oberflächennaher Grundwasserleiter 
– Flurnahes Grundwasser und Flächenüberstau auf Erlen-


bruchwald- und Niederungsflächen (vorwiegend Grünland) 
– Altteiche Fischwirtschaft, bewirtschaftete Tagebaurestseen 
– Talsperren, wasserwirtschaftliche Speicher 
– Naturnahe Regenrückhaltebecken, gedrosselte Ableitung 
– Nutzung von gereinigtem Abwasser, Kreislaufnutzung  
– Wiedervernässung 
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Zum Wasserrückhalt können folgende Hypothesen formuliert werden: 
– Wasserrückhalt im Klimawandel ist in erster Linie eine Aufgabe für den Erhalt /die Entwicklung naturnaher Gewässersysteme. 
– Wasserrückhalt zum Ausgleich klimabedingter Auswirkungen ist grundsätzlich machbar. 
– Lokal konträre Interessen werden die Umsetzung aber häufig in Frage stellen. 
– Nicht alle Nutzungsanforderungen werden aufrecht zu erhalten sein. 
– Im Gegensatz zum Hochwasserschutz fehlen adäquate rechtliche Instrumentarien für das Niedrigwassermanagement. 
– Wasserrückhaltemaßnahmen als Anpassung an den Klimawandel sollten immer versuchen beide Extreme zu berücksichtigen. 


Das Risiko des einen Extrems kann als Chance für die Minderung des anderen Extrems genutzt werden. Jede Anpassungsmaß-
nahme an ein Witterungsextrem darf für das andere Extrem nicht die Problemlage verschärfen. 


3. Situation im Land Brandenburg 
Niedrigwasser in kleinen EZG Brandenburgs 
 in Brandenburg haben viele kleine Einzugsgebiete schon heute problematische Niedrigwassersituationen 
 Klimaprojektionen und deren Verwendung in hydrologischen Modellen zeigen eine Zunahme von Wassermangelsituationen 
 kleine EZG werden zuerst betroffen sein, da Änderungen im Niederschlag und der Temperatur relativ große Auswirkung auf Ab-


flüsse und Grundwasserstände in kleinen EZG haben 
 ein Niedrigwassermanagement zielt auf die Bereitstellung von Wasser für ökologische Zwecke und dezentrale Verbraucher 
 Hochwassergefährdung durch Extremwetterereignisse (LUGV 2012) 
 An der Elbe einschließlich der Nebenflüsse sind 26.000 Menschen auf rund 26.300haLandesfläche betroffen. An der Oder und 


deren Nebenflüssen sind auf brandenburgischem Gebiet etwa 34.400 Menschen und 87.000ha Landesflächen direkt betroffen. 
 festgesetzte Überschwemmungsgebiete entlang der brandenburgischen Elbe: 5.310ha (138km Deichlinie), entlang der Oder 


11.093ha (bei 315km Deichlinie davon 161km Haupt- bzw. Winterdeiche sowie 154km Polder-, Quer-, Kanal- u. Sommerdeiche 
 lokale / temporäre … (Binnen-)Hochwassersituationen 
 Binnenhochwassersituationen treten in Brandenburg fast ausschließlich im Oderbruch auf, wenn lang anhaltende Niederschlags-


perioden in Kombination mit nur beschränkt wasseraufnahmefähigen Böden (Auenlehme, stark verdichtet infolge ackerbaulicher 
Nutzung) und unzureichender Unterhaltung des Gewässer- und Grabensystems zu einer Überstauung führen. 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  
 Variante 1 „Erinnerungshochwasser“ 
Es gelingt nicht, Maßnahmen zum Wasserrückhalt raumgreifend umzusetzen. Geltende Richtlinien werden i.d.R. unterlaufen. Häufig 
wiederkehrende Extremereignisse (Überschwemmungen, Dürre) sind die Folge. Lediglich im unmittelbaren zeitlichen Zusammen-
hang zu diesen Extremereignissen – insbesondere Hochwassern – wird das Bewusstsein vorübergehend geschärft. Diese Effekte 
sind jedoch nicht von langer Dauer. 
 Variante 2 „Außer Spesen nichts gewesen“ 
Durch die Anwendung von EU-WRRL sowie der EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie gelingt es, hochwasserbedingte Risiken 
für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaftliche Tätigkeiten zu verringern und zu bewältigen. Den-
noch können die dafür benötigten finanziellen Mittel nur bedingt bereitgestellt werden, so dass sich die Umsetzung dieser Richtlinien 
auf einzelne Gewässerabschnitte bzw. Teileinzugsgebiete beschränkt. Merkliche Effekte für den Landschaftswasserhaushalt bleiben 
leider aus. 
 Variante 3 „Kleckern UND Klotzen" 
Naturnähere Zustände des Landschaftswasserhaushaltes können nur dann erzielt werden, wenn Rückhaltung durch viele kleine 
Maßnahmen in der Fläche (durch Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft und Kommunen) kombiniert werden mit der Anlage 
von Flutpoldern und Deichrückverlegungen. 
5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Melioration; Landwirtschaftliche Nutzung 
6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
 Flächenhafte Speicherung von Wasser in abflussreichen Zeiten (hydrologisches Winterhalbjahr) 
 Zuführung von Wasser in die Fließgewässer in trockenen Zeiten (hydrologisches Sommerhalbjahr) 
 Reaktivierung meliorierter Niederungsgebiete als Retentionsraum  


7. Weiterführende Literatur, Links und Quellen 
LfL (Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft 2004): Wasserrückhalt auf landwirtschaftlichen Flächen. 


(http://www.lfl.bayern.de/iab/kulturlandschaft/08086/?context=/landwirtschaft/agraroekologie_umwelt/gewaesser/) 
LUGV (2012): Hochwasserschutz (http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.300897.de) 
Thomas, B., et al. (2011). Measures to sustain seasonal minimum runoff in small catchments in the mid-latitudes: A review. Journal of Hydrology 


408 (3-4), 296-307 
8. Autorinnen und Autoren: Inka Schwand; Uta Steinhardt, ELaN TP13, HNEE (uta.steinhardt@hnee.de); Redaktion und Rückfra-
gen: Inka Schwand (inka.schwand@hnee.de) 
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1. Definition/ Begriffsklärung und bisherige Entwicklung 


Ausgangspunkt des Umweltschutzes ist die Erhaltung des Lebensumfelds der Menschen und ihrer Gesundheit. Dies schließt auch 
den Schutz der die Menschen umgebenden Natur in einem gewissen Umfang mit ein. Der Umweltschutz bezweckt in erster Linie 
den Schutz der menschlichen Lebensbedingungen. Dazu bedient man sich oft technischer Mittel. Die zu lösenden Probleme sind 
teils globale, teils regionale oder lokale, wobei der Umweltschutz eher nach allgemeinen oder großräumigen technischen Lösungen 
sucht. Auch wenn die Schutzgüter und Ziele im Prinzip dieselben sind, sind zuweilen Unterschiede zwischen Naturschutz und 
Umweltschutz erkennbar. Das Umweltrecht ist über zahlreiche Gesetze verstreut.  
Im Zusammenhang mit der Konferenz der Vereinten Nationen zu Umwelt und Entwicklung (Rio de Janeiro 1992) wurde 
Nachhaltigkeit zum globalen Leitbild erhoben. Im Nachgang fand dies in verschiedenen - stark ökologisch ausgerichteten - 
Resolutionen/ Protokollen auf globaler Ebene seine Verankerung: 
– Klimaschutz: Klimarahmenkonvention (UNFCCC 1992), Kyotoprotokoll (KP 1997) mit Vertragsstaatenkonferenzen 
– Bodenschutz: Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung (UNCCD 1996) 
– Biodiversitätsschutz: Biodiversitätskonvention (CBD)  
– Gewässerschutz: Eine völkerrechtlich verbindliche Wasserkonvention als Grundlage einer zukunftsfähige Wasserpolitik, die auf 


dem Menschenrecht auf Wasser basiert, die das Wasser als gemeinsames Gut der Menschheit anerkennt, die Lebensgrundlage 
der kommenden Generationen schützt und Verteilungsgerechtigkeit herstellt existiert nicht. 


Klimaschutz 


Ziel des Klimaschutzes ist es der anthropogenen Verstärkung des natürlichen Treibhauseffektes und der dadurch verursachten 
globalen Erwärmung entgegenzuwirken und ihre Folgenabzumildern. Hauptansätze des Klimaschutzes sind gegenwärtig die 
Verringerung des von Menschen verursachten Ausstoßes von Treibhausgasen und die Erhaltung der Wälder und Ozeane. Diese 
nehmen das mengenmäßig bedeutsamste Treibhausgas Kohlendioxid auf. Der Klimaschutz ist daher stark mit den beiden 
Teilbereichen Waldschutz und Meeresschutz verbunden. 
Das Kyoto-Protokoll sieht vor, die Treibhausgasemissionen der Industriestaaten innerhalb der ersten Verpflichtungsperiode (2008 
bis 2012) um durchschnittlich 5,2 % bezogen auf das Jahr 1990 zu reduzieren. Das Protokoll sieht verschiedene flexible 
Mechanismen vor, mit denen die Vertragsstaaten ihre Reduktionen erreichen, u.a. Emissionsrechtehandel. Neben technischen 
Lösungen behandelt das Kyoto-Protokoll auch die Möglichkeit der Kohlenstoffspeicherung und Bindung in Vegetation und Böden, d. 
h. die Einbeziehung von Kohlenstoffsenken (Artikel 3.3 und 3.4 KP). 


Gewässerschutz 


Als Gewässerschutz bezeichnet man die Gesamtheit der Bestrebungen, die Gewässer (Oberflächengewässer und das 
Grundwasser) vor Beeinträchtigungen zu schützen. Der Gewässerschutz dient einerseits der Reinhaltung des Wassers als 
Ressource für Trink- oder Betriebswasser als Teilaufgabe des Umweltschutzes sowie andererseits dem Schutz aquatischer (d. h. 
vom Wasser abhängiger) Ökosysteme als Teilaufgabe des Naturschutzes. Gewässerschutz wird deswegen teils nutzungsorientiert, 
teils losgelöst von Nutzungsinteressen betrieben. Zwischen diesen Ausrichtungen kann es zu Konflikten kommen. Hinsichtlich des 
Grundwassers steht er in engem Zusammenhang mit dem Bodenschutz. 


Mit der EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU-WRRL, Abb. 1) vom 
22.12.2000 erfolgte eine Neuorientierung in der Wasser-
wirtschaft: Gewässerschutz wird ganzheitlich betrachtet, d.h. 
dass Gewässer zu großen Flussgebieten zusammengefasst 
und diese über Länder- und sogar Staatsgrenzen hinweg 
gemeinsam bewirtschaftet werden. Als verbindlich festgelegte 
Umweltziele gelten für oberirdische Gewässer:  


– Guter ökologischer und chemischer Zustand in 15 
Jahren  


– Gutes ökologisches Potenzial und guter chemischer 
Zustand bei erheblich veränderten oder künstlichen 
Gewässern in 15 Jahren  


– Verschlechterungsverbot  
Beim Grundwasser sind folgende Ziele zu erreichen:  


– Guter quantitativer und chemischer Zustand in 15 
Jahren  


– Umkehr von signifikanten Belastungstrends  
– Schadstoffeintrag verhindern oder begrenzen  
– Verschlechterung des Grundwasserzustandes 


verhindern  


Abb. 1: Zeitachse für die Umsetzung der EU-WRRL (BMU 2010) 


Bodenschutz 


 Weltweit sinkt die Verfügbarkeit fruchtbaren Bodens dramatisch: Kamen 1960 statistisch 0,4 ha kultivierbarer Boden auf jede 
Person, werden es 2050 0,15 ha sein. In Anlehnung an Peak Oil wird auch von Peak Soil gesprochen (UBA 2011). 
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 Beim Schutz des Bodens sind bisher alle Versuche einer europaweiten Regelung (EU Bodenrahmenrichtlinie - BRRL) 
gescheitert (EC 2012, UBA 2012).  


 In Deutschland wurde der Schutz und Erhalt des Bodens vergleichsweise spät als wichtiger Bereich der Umweltpolitik erkannt. 
Ein wesentlicher Grund für die randständige Behandlung des Bodenschutzes ist darin zu sehen, dass die Beeinträchtigung und 
Zerstörung des Bodens im Gegensatz zu den Umweltmedien Wasser oder Luft kaum unmittelbar wahrgenommen werden kann. 
Außerdem konkurrieren private und öffentliche Nutzungsansprüche an den Boden sowie unterschiedliche Eigentumsrechte mit 
den gesetzlichen Bodenschutzverordnungen. Erst ab Mitte der 80er Jahre wurden verschiedene konzeptionelle Ansätze und 
gesetzliche Regelungen zum Bodenschutz in Deutschland entwickelt. Zudem sind die Regelungen zum Bodenschutz teilweise in 
anderen Gesetzen wie z.B. dem Baugesetzbuch, der Düngemittel- oder Klärschlammverordnung, dem Bundesberggesetz oder 
dem Bundesnaturschutzgesetz enthalten - das gilt insbesondere für die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft.  


Natur- und Landschaftsschutz 


 Die Biodiversitätskonvention (CBD) ist ein internationales Umwelt-Vertragswerk. Wichtige Elemente der Biodiversitäts-
Konvention sind: Identifizierung und Überwachung der Biodiversität; Schutz der Biodiversität (in situ, also im Ökosystem, und ex 
situ z. B. in entsprechenden Einrichtungen zur Speicherung von Saatgut (Genbanken)); Forschung, Bildung und 
Öffentlichkeitsarbeit; Regelung des Zugangs zu genetischen Ressourcen und des gerechten Vorteilsausgleichs bei deren 
Nutzung, meist über Inwertsetzung der genetischen Ressourcen; Technologietransfer, wissenschaftliche Zusammenarbeit und 
Informationsaustausch(http://www.cbd.int/). Mit 191 Vertragsparteien ist die CBD eines der erfolgreichsten internationalen 
Vertragswerke, hat aber mit praktischen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Vertragsstaaten sind völkerrechtlich zur Umsetzung 
der CBD verpflichtet, jedoch nicht gezwungen. Dementsprechend haben viele Staaten bis heute keine nationale 
Biodiversitätsstrategie vorgelegt, obwohl die CBD seit dem 29. Dezember 1993 in Kraft getreten ist. 


 Die deutsche Bundesregierung verabschiedete 2007 als Unterzeichnerin der Konvention eine Nationale Strategie zur 
biologischen Vielfalt, die 330 Ziele und ca. 430 Maßnahmen in den wichtigsten Handlungsfeldern zum Erhalt der biologischen 
Vielfalt definiert. Die ernsthafte Umsetzung dieser Maßnahmen wird von deutschen Naturschutzorganisationen stark 
angezweifelt (BMU 2007). 


 Natura 2000 ist die offizielle Bezeichnung für ein kohärentes Netz von Schutzgebieten, das innerhalb der EU nach den 
Maßgaben der Richtlinie 92/43/EWG (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie, FFH) errichtet wird. Sein Zweck ist der länderübergreifende 
Schutz gefährdeter wildlebender heimischer Pflanzen- und Tierarten und ihrer natürlichen Lebensräume. In das Schutzgebiets-
netz werden auch die gemäß der Richtlinie 79/409/EWG (kurz Vogelschutzrichtlinie, SPA) ausgewiesenen Gebiete integriert. 


 Mit der umfassenden Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 2002 wurden artenschutzrechtliche Vorgaben der Verord-
nungen EG 33/97 zur Regelung des Handels mit gefährdeten Tieren und Pflanzen, der FFH- und SPA- Richtlinie umgesetzt, die 
Verbandsklage auf Bundesebene geregelt und erstmals Vorschriften zur guten fachlichen Praxis für die Land- und Forst-
wirtschaft eingeführt. Der Biotopverbund wird als Schutzgut aufgenommen und der Eigenwert der Natur gesetzlich verankert. 


 Am 1. März 2010 ist das neue Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2010) als konkurrierende Gesetzgebung in Kraft getreten 
und löst das bisherige Rahmenrecht ab. Bzgl. der Eingriffsregelung ist der Gleichrang von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
neu, die monetäre Kompensation hingegen auch weiterhin keine Alternative zur naturalen Kompensation, sondern zu leisten, 
wenn die Eingriffsfolgen nicht behoben werden können. 


2. Aktueller Stand 


Klimaschutz 


 Deutschland sollte als Vorreiter im Klimaschutz durch eine eigene Minderungsverpflichtung für den CO2-Ausstoß von 40% bis 
2020 gegenüber 1990 eine 30% Prozent-Minderung der EU unterstützen. Dazu hat das Umweltbundesamt (2007) ein „40-
Prozent-Szenario“ entwickelt, nach dem sich 40% des CO2-Ausstoßes in Deutschland senken ließen (Abb. 2). Damit würde der 
deutsche Beitrag zum Zwei-Grad-Ziel mit Kosten von 0,5% des deutschen Bruttoinlandsprodukts erreicht werden. Das Szenario 
enthält die acht wichtigsten Maßnahmen für den Klimaschutz (Stromsparen, Erneuerung des Kraftwerksbestandes, erneuerbare 


Energien für Strom und Wärme, 
Kraft-Wärme-Kopplung, Gebäude-
sanierung, Effizienzsteigerung im 
Verkehr, Vermeidung unnötiger 
Verkehre und Verlagerung auf 
Schiene und Binnenschiff). 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2: Entwicklung der THG-Emissionen 
in Deutschland nach Sektoren (UBA 2010)  
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Gewässerschutz 


 Am 1. März 2010 ist das neue Wasserhaushaltsgesetz (WHG) des Bundes in Kraft getreten. Damit gelten im Wasserrecht 
nunmehr bundeseinheitliche Vorgaben (konkurrierende Gesetzgebung), mit denen dieser Regelungsbereich harmonisiert sowie 
transparenter und übersichtlicher gestaltet wird. „verbesserte „Europatauglichkeit“ des deutschen Umweltrechts.  


 In Umsetzung der EU-WRRL werden Ergebnisse zur Bewirtschaftungsplanung vorgelegt (vgl. Abb. 3 und 4) 


 


 


 


Abb. 3: Ökologischer und 
chemischer Zustand der 
Oberflächenwasserkörper 
(links) sowie 
mengenmäßiger und 
chemischer Zustand der 
Grundwasserkörper (rechts) 
in Deutschland (UBA 2010)  


 


 


 


 


 


 


 


Abb. 4: Zielerreichung bis 
2015 und Inanspruchnahme 
von Ausnahmen von den 
Vorgaben der EU-WRRL in 
Deutschland (BMU 2010) 


 


Bodenschutz 


1998 wurde das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) verabschiedet: „Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die 
Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen 
auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner 
Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden.“ (§ 1 BBodSchG). 


Naturschutz und Landschaftspflege 


Die in Deutschland geltenden Schutzgebietskategorien beruhen auf dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Die unterschied-
lichen Schutzgebiete können hinsichtlich ihrer Größe, ihres Schutzzwecks und ihrer Schutzziele und den daraus abzuleitenden 
Nutzungseinschränkungen unterschieden werden. Die wichtigsten Schutzgebietskategorien sind: Naturschutzgebiete, Nationalparke, 
Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete und Naturparke sowie die Schutzgebiete gemäß NATURA 2000 (SPA und FFH-
Gebiete). Sie können sich überlagern oder sind tw. deckungsgleich.  
 


Abb. 5: Flächenanteil (links) und durchschnittliche Flächengröße (rechts) der Naturschutzgebiete in den Bundesländern und in Deutschland, Stand 
31.12.2009 (BfN 2012) 
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Mit Stand 12/2009 verfügt Deutschland über 8.481 Naturschutzgebiete. Die Naturschutzgebietsfläche in Deutschland beträgt 
1.301.420 ha. Dies entspricht 3,6 % der Gesamtfläche (Abb. 5).  
Nationalparke, Biosphärenreservate und Naturparke werden aufgrund ihrer Flächengröße auch als Großschutzgebiete bezeichnet. 
Die derzeit 14 Nationalparke repräsentieren in Deutschland ein nationales Naturerbe auf einer Gesamtfläche von 1.029.496 ha. 
Bezogen auf die terrestrische Fläche Deutschlands entspricht die Gesamtfläche der Nationalparke, bei der die marinen Gebiete 
unberücksichtigt bleiben, einem Flächenanteil von 0,54 % des Bundesgebietes. Die Gesamtfläche der 16 Biosphärenreservate in 
Deutschland beträgt 1.846.904 ha, abzüglich der Wasser- und Wattflächen der Nord- und Ostsee (534.646 ha) entspricht dies 3,7 % 
der terrestrischen Fläche Deutschlands. 
Deutschland hat 740 SPA und 4.619 FFH-Gebiete in Brüssel vorgelegt, die sich auf drei biogeografische Regionen (alpin, atlantisch, 
kontinental) verteilen (Abb. 6). Dies entspricht einem Meldeanteil von 9,3 % (bei FFH) und 11,2 % (bei SPA) bezogen auf die 
Landfläche. Dazu kommen 2.122.161 ha (FFH) und 1.986.197 ha (SPA) Bodensee sowie Meeres-, Bodden- und Wattflächen (Stand: 
30.09.11). 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6: 
Europäische 
Vogelschutz-
gebiete (SPA, 
links) und 
FFH-Gebiete 
(rechts) in 
Deutschland 
(BfN 2011)  


 Die erste Frist zur Übermittlung der nationalen Gebietsliste an die EU-Kommission im Juni 1995 verstrich, ohne dass 
Deutschland ein einziges FFH-Gebiet nach Brüssel gemeldet hatte. Die ersten offiziellen Gebietsmeldungen wurden 1996 vor-
gelegt, danach folgten weitere Meldungen in mehreren Tranchen. Wegen nicht ausreichender Meldung von FFH-Gebieten wurde 
Deutschland 1998/99 von der EU-Kommission vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt und am 2001 von diesem verurteilt. 


 Die FFH-Richtlinie sieht eine Berichtspflicht über die Entwicklung der Lebensräume und Arten sowie der durchgeführten 
Maßnahmen in einem regelmäßigen Abstand von sechs Jahren vor. Zur Erfüllung dieser Berichtspflicht ist ein Biomonitoring 
aufzubauen. Für alle FFH-Gebiete ist im Rahmen des Monitoring zu prüfen, inwieweit die Erhaltungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen ihr Ziel erreicht haben bzw. welche Änderungen zur Erhaltung der FFH-Gebiete vorgenommen 
werden müssen. Die Ergebnisse werden nach einem EU-einheitlichen Modell in einem Bericht zusammengefasst, der durch die 
Bundesregierung der EU-Kommission übermittelt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Des Weiteren muss alle zwei 
Jahre ein Bericht zum Artenschutz im Zusammenhang mit den genehmigten Ausnahmen erstellt werden. 


Fazit: Die starke Fokussierung auf einzelne Umweltmedien, die Vermeidung von Katastrophen und Bewahrung des 
erreichten Zustands in einzelnen, definierten Bereichen ist auch ein Problem des Umwelt- und Naturschutzes. Ein 
sektoraler, d.h. an einzelnen Umweltmedien orientierter Schutz ist nicht in der Lage, die großen Trends der schleichenden 
Umweltveränderungen (Anstieg Treibhausgase, Rückgang Artenvielfalt, Bodenversiegelung etc.) in den Griff zu bekommen, 
weil diese in der Summe verursacht sind durch viele „kleine Umweltverbräuche“ (v.a. bedingt durch einen 
ressourcenintensiven Lebensstil), die in ihren einzelnen Details aber irrelevant und daher nicht/kaum/zu wenig reguliert 
sind (Rebound-Effekte). Das spiegelt sich auch in der Landnutzung wider: Landnutzungen, die jeweils im Einzelnen so 
reguliert sind, dass medienbezogene, kausal verursachte Umweltschäden vermieden werden, führen in der Summe nicht 
unbedingt zu einer nachhaltigen Form der Landnutzung. 


3. Situation im Land Brandenburg 


Klimaschutz 


 Ziel: Reduzierung der energiebedingten CO2-Emissionen bis 2020 um 40 % und um weitere 35 % bis 2030 gegenüber 1990  
 Umsetzungsinstrumente: Steigerung der Energieeffizienz, verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien, Emissionshandel und 


zukünftig möglicherweise CCS (MW 2012) 
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 verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien: Umweltressort in federführender Verantwortung, Ziel bis 2020 – Erhöhung des 
Anteils erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch auf 20 Prozent (= 120 PJ)  


 Das Klimaschutzziel ist ambitioniert und mit Zielkonflikten behaftet (neben Kosten und klimapolitischen Risiken v.a. kulturelle 
sowie natur- und landschaftsschutzbezogene Interessenskonflikte im Zuge des weiteren Ausbaus der erneuerbaren Energien 
und des Ausbaus der Energieversorgungsinfrastruktur). Es fehlen Zwischenziele. Die gedachten Maßnahmen sichern in keiner 
Weise die Zielerreichung ab. 


Gewässerschutz - Umsetzung der EU-WRRL 


 Bestandsaufnahme für Oberflächengewässer und Grundwasser in Auszügen aus den Bestandsaufnahmen von Elbe- und 
Odereinzugsgebiet zusammengefasst und vertieft (LUA 2005): weitaus überwiegender Anteil der Oberflächengewässer in den 
Kategorien "Zielerreichung unwahrscheinlich" oder "Zielerreichung unklar", für 26 Grundwasserkörper ist Zielerreichung wahr-
scheinlich (= 81% der Landesfläche), für 25 Grundwasserkörper unklar oder unwahrscheinlich (= 19% der Landesfläche). 


 Im Rahmen der Erarbeitung der Maßnahmenprogramme für das Elbe- und das Odergebiet beginnt das Land Brandenburg mit 
der Erarbeitung von Gewässerentwicklungskonzepten (GEK: konzeptionelle Voruntersuchungen zur regionalen Umsetzung 
der Maßnahmenprogramme im Sinne einer Angebotsplanung). Um Bewirtschaftungsziele, Defizite und Maßnahmen gebiets-
konkreter auswerten und diskutieren zu können, erfolgte eine Unterteilung Brandenburgs in 161 hydrologisch abgegrenzte 
Gebiete.  


 Für die zeitliche Priorisierung der GEK-Bearbeitung wurden diese hinsichtlich ihrer fischbiologischen Bedeutung (z.B. 
Durchgängigkeit von Gewässern), ihres biologischen Potenzials bzw. ihrer Strahlwirkung und ihrer Bedeutung für die Reduzie-
rung von Nährstofffrachten bewertet. Im Ergebnis sind 64 dieser GEK-Gebiete als prioritär eingeordnet worden. Zusätzlich 
wurden 6 weitere GEK-Gebiete aufgrund ihrer administrativen und politischen Bedeutung in diese Prioritätenliste aufgenommen. 
Ihre Bearbeitung soll spätestens 2015 abgeschlossen sein (MUGV 2012). 


 Entsprechend WRRL-Artikel 11 (7) müssen alle Maßnahmen aus den Programmen bis Ende 2012 in die Praxis umgesetzt, d. h. 
begonnen worden sein. Dies ist mit einer Strategie der sukzessiven Abarbeitung - erst GEK, dann Vor-, Entwurfs- und 
Genehmigungsplanung mit anschließender Realisierung – nicht annähernd zu erreichen, denn der überwiegende Teil der GEK 
liegt noch nicht vor. Die Umsetzung GEK-unabhängiger Vorrangmaßnahmen kann über verschiedene Wege erfolgen, die der 
Komplexität und den Randbedingungen für das jeweilige Maßnahmenpaket (Verantwortlichkeiten, Interessengruppen und 
mögliche Akteure, Vorbereitungsstände, Finanzierungsmöglichkeiten) gerecht werden. 


Bodenschutz 


Das Landesumweltamt veröffentlichte 1998 den Leitfaden „Anforderungen des Bodenschutzes bei Planungs- und 
Zulassungsverfahren im Land Brandenburg - Handlungsanleitung“ mit der Zielsetzung, die Belange des Bodenschutzes stärker als 
bisher im Rahmen von Planungs- und Zulassungsverfahren einzubringen und damit den Boden als Teil des Naturhaushaltes mit 
seinen vielfältigen Funktionen auch für zukünftige Generationen zu erhalten. Kernstück der Anleitung ist der methodische Teil, der 
die Bewertung wichtiger Bodenfunktionen erlaubt (LUA 1998). 


Moorschutz (Bodenschutz, Klimaschutz, Stabilisierung LWH) 


Im Jahr 2004 legte das Umweltministerium ein Programm zum Revitalisierung von Waldmooren auf. Hauptbestandteile des 
Programms "Moorschutz im brandenburgischen Wald" sind Maßnahmen wie Waldumbau und Wasserbau zur Verbesserung des 
Landschaftswasserhaushaltes (MIL 2012). In diesem Rahmen entstand ein "System sensibler Moore", das den Schwerpunkt der 
Moorschutzaktivitäten v.a. auf die besonders empfindlichen und gefährdeten Moore fokussieren soll. Eine Unterstützung erhält 
dieses Vorhaben durch den Anfang des Jahres 2006 verabschiedeten Moorschutzrahmenplan, der durch den NaturSchutzFonds 
prioritär zu fördernde Moortypen und -gebiete ausweist. Derzeit wird i.A. des Landtages von einer ressortübergreifenden AG ein 
Umsetzungsprogramm zum Schutz und zur Nutzung der Moore Brandenburgs erarbeitet und soll 2013 verabschiedet werden. 


Naturschutz und Landschaftspflege 


 Derzeit gilt in Brandenburg das Brandenburgische Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz (Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 
21. Januar 2013. 


 Die schönsten und wertvollsten Landschaften Brandenburgs sind heute in einem 
bundesweit einzigartigen System Nationaler Naturlandschaften (Großschutzgebiete) 
zusammengefasst. Die elf Naturparks, drei Biosphärenreservate und der Nationalpark 
Unteres Odertal nehmen ein Drittel der Fläche Brandenburgs ein. Zusammen 
repräsentieren sie alle Lebensräume und Landschaften Brandenburgs.  


 


Abb. 7: Großschutzgebiete des Landes Brandenburg (LUGV 2010) 


 Natura 2000 - Gebietskulisse in Brandenburg: 


Gebiete Anzahl Fläche in Hektar Anteil an Landesfläche in Prozent 


SPA-Gebiete 27 648.638 22,0 * 


FFH-Gebiete 620 333.138 11,3 * 


             * SPA- und FFH-Gebiete überlagern sich teilweise. Die Natura 2000 - Gebietskulisse des Landes umfasst einen Anteil von ca.26 % der Landesfläche. 







Arbeitsgruppe Szenarienentwicklung und Nachhaltigkeitsbewertung 
STECKBRIEFE FÜR EINFLUSSFAKTOREN LANDSCHAFTSENTWICKLUNG: 


Umwelt- und Ressourcenschutz               
 


6 Stand: 04/2015  


 Die Erstellung der Managementpläne für FFH- und Vogelschutzgebiete in den Großschutzgebieten wird vom Landesamt für 
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (LUGV), beauftragt und fachlich begleitet. Außerhalb der Großschutzgebiete erfolgt 
dies durch ein Projekt der Stiftung Naturschutzfonds Brandenburg. 


 Bis zum Jahr 2007 erfolgte in den brandenburgischen FFH-Gebieten die detaillierte Ersterfassung der Lebensraumtypen und 
Arten der Anhänge I und II als Grundlage für den zweiten nationalen Bericht. Ab 2008 wurde auf ausgewählten Stichproben-
flächen und in einem abgestuften System der Bearbeitungstiefe das Monitoring gemäß Artikel 11 der FFH-Richtlinie begonnen. 
 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten (unter Berücksichtigung der Wirkungsebene - EU, national, regional/lokal)  


 Variante 1: Trendfortschreibung „Jeder für sich – keiner für alle“ 
Wie bisher werden Ziele des Umwelt- und Ressourcenschutzes spezifisch für einzelne Schutzgüter verfolgt. Wechselwirkungen 
zwischen den Umweltmedien werden dabei nur in geringem Maße berücksichtigt. Erhoffte Effekte bleiben oft aus oder werden durch 
Rebound-Effekte zunichte gemacht. Da der Schutz einzelner Umweltmedien durch den Gesetzgeber nebeneinander geregelt ist, 
sind Bemühungen zum Umwelt- und Ressourcenschutz wenig effektiv; der enorme Verfahrensaufwand geht zulasten der Durchsetz-
barkeit von Zielen und Umsetzung von Maßnahmen. Dies führt zu einer weiteren Segregation von Landnutzung und Landschafts-
schutz.  


 Variante 2: Umfassende Regelungen im Umweltgesetzbuch „Umweltgesetzbuch regelt Landnutzung" 
Ein umfassendes Umweltgesetzbuch (UGB), das das Umweltfachrecht zusammenfasst, harmonisiert, vereinfacht und modernisiert 
und so möglichst viele Regelungen vereint, wird eingeführt. Es leistet einen wichtigen Beitrag zum Bürokratieabbau und fördert 
Investitionen. Ordnungsrechtliche, ökonomische und andere indirekte Steuerungsinstrumente, die derzeit noch sehr unverbunden 
nebeneinander stehen, werden harmonisiert und weiterentwickelt.  
Eines der Herzstücke des UGB ist die einheitliche integrierte Vorhabengenehmigung (iVG). Deren Ziel ist es, bundesweit einheitliche 
Verfahrensregelungen für Industrieanlagen und andere umweltrelevante Großprojekte zu schaffen. Besonders bedeutsam ist hierbei 
die Weiterentwicklung des sogenannten integrierten Umweltschutzes. Der Gesetzgeber regelt nicht mehr wie bisher den Schutz 
einzelner Umweltmedien nebeneinander, sondern den gleichzeitigen Schutz aller Umweltaspekte unter Berücksichtigung ihrer 
Wechselwirkungen. Indem die iVG parallel laufende Genehmigungsverfahren zusammenfasst, die Entscheidungsverantwortung in 
einer Hand bündelt und den Bürgern und Bürgerinnen sowie den Unternehmen einen Ansprechpartner für ihre Belange gibt, wird 
das Umweltrecht bei der Zulassung umweltrelevanter Großvorhaben zudem effizienter und effektiver vollziehbar. Dadurch wird 
sichergestellt, dass bei Landnutzungskonflikten künftig dem Umweltschutz Priorität eingeräumt wird. Es ist jedoch mit teilweise 
umfangreicheren Beteiligungsverfahren und ggf. einer Einschränkung der Bewirtschaftungsintensität und kurzfristigen 
Umsatzeinbußen zu rechnen, die jedoch über Förderungen für öffentliche Leistungen ausgeglichen werden können. 


 Variante 3: Aufgabe von Standards „Weniger Vorschriften in der Landschaft" 
Angesichts der Priorisierung ökonomischer Aspekte werden Standards im Natur- und Umweltschutz nach und nach aufgegeben. 
Das gilt sowohl für Entwicklungen im Zusammenhang mit der Energiewende als auch einer weiterhin industriemäßig betriebenen 
Landwirtschaft. Deutschland wird weder die Vorgaben der EU-Wasser-Rahmen-Richtlinie noch der Natura 2000-Richtlinie einhalten. 
Die mit der GAP-Reform verbundenen Erwartungen bzgl. einer Ökologisierung der Landwirtschaft werden nicht erfüllt.  
Die Agrarindustrie profitiert zunächst durch fortgesetzten Einsatz intensiver Bearbeitungs- und Ernteverfahren, wodurch die 
Biomasseproduktion stark zunimmt.  
Der Umweltzustand wird erheblich beeinträchtigt: Insbesondere die Intensivierung in der Landwirtschaft führt zu einer höheren 
Belastung der Gewässer und zu einem Verlust an Biodiversität. 
Gelockerte Regelungen und der weniger bindende Charakter von Landesplanungen lassen eine stärkere Etablierung von 
Windkraftanlagen und Photovoltaikanlagen zu. 
Wenige verbleibende Naturschutzgebiete (auch Großschutzgebiete) sind zunehmend in der Hand privater Institutionen und werden 
durch diese gemanagt. Für deren Besuch werden Eintrittsgelder erhoben. 
 


5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Agrarpolitik, Energiepolitik 
 


6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 
Durch die produktionsintegrierte Kompensation (PIK) – eine innovative Anwendung der Eingriffsregelung – gelingt es, Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen nicht neben, sondern auf landwirtschaftlichen Produktionsflächen zu etablieren und somit die 
Flächeninanspruchnahme deutlich zu reduzieren. Die damit verbundenen Vorgaben wie Förderung der Biodiversität (z.B. 
artenreiches Grünland) aber auch Bodenschutz führen i.d.R. zu einer Herabsetzung der Bewirtschaftungsintensität und sind mit 
Maßnahmen wie Blüh- und Vernetzungsstreifen, Zwischenfruchtanbau, Winterstoppel, Feldlerchenfenstern, Ökologischem Landbau, 
Gewässerrandstreifen oder Waldrandentwicklung und Heckenpflege verbunden. Mit PIK wird man der überwältigenden Bedeutung 
traditioneller Landnutzung (insbesondere im Bereich der Land- und Forstwirtschaft) für die Biodiversität in Mitteleuropa gerecht. Da 
diese Anwendung der Eingriffsregelung weder mit einer zunehmenden Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen 
verbunden ist noch Kosten für den Flächenerwerb seitens des Naturschutzes entstehen, können Umweltqualitätsziele durch 
Naturalrestitution und in Kooperation statt Konfrontation mit der Landwirtschaft erreicht werden. 
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http://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212743 
 


8. Autorinnen und Autoren:  
Uta Steinhardt, uta.steinhardt@hnee.de (ELaN TP 11,13, HNEE), Inka Schwand, inka.schwand@hnee.de (ELaN TP 13, HNEE), 
Redaktion und Rückfragen: Inka Schwand, HNEE (inka.schwand@hnee.de) 


 



http://www.bfn.de/0308_gebietsschutz.html

http://www.bfn.de/0316_gebiete.html

http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/broschuere_wasserrahmenrichtlinie_bf.pdf

http://www.eu-koordination.de/PDF/eur0312-st.pdf

http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.176540.de

http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.202612.de

http://www.mugv.brandenburg.de/info/wrrl

http://www.wasserblick.net/servlet/is/114311/Gewaesserentwicklungskonzept.pdf?command=downloadContent&filename=Gewaesserentwicklungskonzept.pdf

http://www.wasserblick.net/servlet/is/114311/Gewaesserentwicklungskonzept.pdf?command=downloadContent&filename=Gewaesserentwicklungskonzept.pdf

http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/broschuere_wasserrahmenrichtlinie_bf.pdf

http://www.moorfutures.de/klimaschutz-0

http://bravors.brandenburg.de/de/gesetze-212743

mailto:uta.steinhardt@hnee.de

mailto:inka.schwand@hnee.de






Arbeitsgruppe Szenarienentwicklung und Nachhaltigkeitsbewertung 
STECKBRIEFE FÜR EINFLUSSFAKTOREN LANDSCHAFTSENTWICKLUNG: 


Umwelt- und landschaftsbezogene Werte             
 


 Stand: 04/2015  1 


1. Bisherige Entwicklung  
a. Lebensstile und Natur- und Umweltbewusstsein 


Veränderungen in den Lebensstilen führten in den letzten Jahrzehnten zu gegenläufigen Trends im Natur- und Umweltbewusstsein 


(vgl. Kleinhückelkotten & Neitzke 2012). Der Wertewandel in Deutschland seit den 1950er Jahren zeigt eine Entwicklung von Werten 


der Tradition, Pflicht und Ordnung (1950er Jahre) über Status- und Besitzdenken in den 1960ern und Individualisierung in den 


1970ern, den Wunsch nach Genuss und Entscheidungsvielfalt in den 1980er und 90er Jahren hin zur Neuorientierung in verschie-


dene Richtungen durch zunehmende Komplexitäten und Unsicherheiten seit der Jahrtausendwende. „Entwicklungen wie die Flexi-


bilisierung von Arbeit und Privatleben, die Erosion klassischer Familienstrukturen, die Digitalisierung des Alltags und die wachsende 


Wohlstandspolarisierung“ induzieren „einen tief greifenden Wandel der Sozialstrukturen und in der Folge auch der Soziokultur“ 


(SINUS 2010). Die Milieus haben sich differenziert und zeigen auch große Unterschiede im Natur- und Umweltbewusstsein. Ein 


hohes Umweltbewusstsein führt aber nicht notwendiger Weise zu einem entsprechenden Umwelthandeln.  


b. Identifikation mit Landschaft und regionale Verbundenheit 


Landschaft kann als Abbild der in ihr lebenden Gesellschaft bezeichnet werden (Muhar 2001). Sie ist der von den Bewohnern pro-


duzierte Raum im materiellen und kulturellen Sinn, Teil des kollektiven Gedächtnisses und Träger lokalen Wissens. Räumliche 


Identität ist ein wichtiges Element der Lebensqualität (Artner et al. 2006). Identifikationsmerkmale von Landschaften können sein: 


- das Besondere: besondere Orte, die von der lokalen Bevölkerung und von Besuchern als herausgehoben begriffen werden (vgl. 


Ipsen 1993). Es bezeichnet Alleinstellungsmerkmale einer Landschaft. 


- das Angeeignete: die Nutzung von Orten durch alltägliche Milieus, wie Straßen, Wege, Ruheplätze, Märkte … 


- das Kollektive: durch Teilhabe an der Gestaltung der Landschaft entstanden und Ergebnis kommunikativer Prozesse. 


- das Erinnerte: Orte persönlicher und kollektiver Spuren (Kindheitserinnerung, Traditionen). 


- der Raum für Partizipation und Gestaltung: Orte, die direkte Partizipation sowie persönliche und kollektive Gestaltungs- und 


Darstellungsmöglichkeiten ermöglichen.  


Es gibt eine Wechselwirkung zwischen Wertenwandel und der Identifikation der Bevölkerung mit der Landschaft. Er erzeugt kulturelle 


Muster, die sich auf Raumorganisation und Ausgestaltung von Raumsymbolen (z.B. von Bauwerken) auswirken (Ipsen 1997). 


c. Freiwillige ökologische Leistungen von Unternehmen 


Freiwillige ökologische Leistungen von Unternehmen finden sich in den Begriffen Corporate Social Responsibility (CSR, Unter-


nehmerische Gesellschaftsverantwortung) und Corporate Citizenship (CC) (Loew et al. 2004). Während CSR die freiwillige Selbst-


verpflichtung zu verantwortlichem und nachhaltigem Handeln innerhalb des Unternehmens ist, umfasst CR auch das gesellschaftliche 


Engagement, das über die Geschäftstätigkeit hinausgeht. Laut einer Studie von Ernest & Young (2012) zur nachhaltigen Un-


ternehmensführung im Mittelstand deutsche Unternehmen, insbesondere Familienbetriebe, Nachhaltigkeit als festen Bestandteil der 


Unternehmensführung sehen. Die Relevanz der Realisierung von Nachhaltigkeit in der Unternehmensführung steigt stetig – von 65% 


im Jahr 2007 auf 79% in 2011. Sie wird als Ergebnis eines konstanten Wertewandels aufgrund von Finanz- und Wirtschaftskrisen, 


Klimawandel und ökologischen Krisen, neuen Konsumentengruppen mit ökologisch orientiertem Kaufverhalten, einer Öffentlichkeit, 


die zunehmend informiert ist (Heidbrink 2008) und der die Wertekonsistenz von Unternehmen wichtig ist, etc. Gesellschaftliche Werte 


und ihr Wandel werden für die Unternehmensidentität also immer wichtiger – Stichwort „Moralisierung der Märkte“ (Heidbrink 2008). 


Im Rahmen der CC verpflichten sich die Unternehmen, sich aktiv für die lokale Zivilgesellschaft oder Umwelt- und ökologische 


Probleme zu engagieren. Darunter fallen auch Stiftungen, die insbesondere von großen Unternehmen ins Leben gerufen werden 


(http://www.stiftungen.org/fileadmin/bvds/de/Publikationen/Downloads/Umweltstiftungen_stellen_sich_for.pdf). Freiwillige ökologische 


Leistungen erbringen aber auch lokal verankerte Unternehmen, wie z.B. die „Märkisches Landbrot GmbH“ 


(http://www.landbrot.de/fileadmin/daten/pdf/aktuelles_CSR_090210.pdf). 
Ein aktuelles Beispiel für CSR ist auch die Initiative MoorFutures der Länder Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, die es Un-


ternehmen ermöglicht, in Moore auf dem freiwilligen Emissionsmarkt zu investieren, um den Klimaschutz zu befördern. Solche Investi-


tionen werden teilweise auch als freiwillige Ausgleichsmaßnahmen für nicht umweltverträgliches Verhalten im Unternehmen getätigt. 


2. Aktueller Stand 
a. Lebensstile und Natur- und Umweltbewusstsein 


Naturbewusstsein nach Milieus (Kleinhückelkotten & Neitzke 2012): Die Wertschätzung für die Natur nimmt mit dem Bildungs- und 


Einkommensstatus zu. Bei den Milieus mit einer hohen Wertschätzung für die Natur handelt es sich vor allem um jene, die der Mittel-


schicht und Oberschicht angehören und deren Grundorientierung Tradition, Modernisierung und Individualisierung sind (siehe 1.a.). 


Beim sozialökologischen und beim liberal-intellektuellen Milieu (je 7%) ist die Nähe zur Natur und ihre Wertschätzung besonders 


hoch. Aber auch das Milieu der Traditionellen (15%), das aus der unteren und mittleren Mittelschicht stammt, besitzt eine hohe Wert-


schätzung für die Natur. Diese Milieus engagieren sich bereits oder sind bereit, sich für den Naturschutz zu engagieren.  


Milieus der Unterschicht und unteren Mittelschicht (Prekäre, 9%, Hedonisten 15%) sowie ein Großteil der Milieus der Neuorientierung 


(Performer 7%, Expeditive 6%) haben ein geringes Naturbewusstsein und -verbundenheit und ebenso kein großes Interesse, sich im 


Naturschutz zu engagieren. Nur die Adaptiv-Pragmatischen (9%) als Angehörige des Milieus der Neuorientierung zeigen ein gewisses 


Naturbewusstsein.  



http://www.stiftungen.org/fileadmin/bvds/de/Publikationen/Downloads/Umweltstiftungen_stellen_sich_for.pdf

http://www.landbrot.de/fileadmin/daten/pdf/aktuelles_CSR_090210.pdf
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Natur- und Umweltbewusstsein nach soziodemografischen Merkmalen (Kleinhückelkotten & Neitzke 2012, Kuckartz 2006): 


Ältere sind besonders naturverbunden. Die mittlere Generation zwischen 40 und 60 Jahren besitzt das höchste Umweltbewusstsein, 


während das unter 20jähriger deutlich geringer ist. Umweltbewusstsein und Umweltengagement müssen sich nicht notwendigerweise 


überschneiden. 63% der Befragten in der Studie von Borgstedt et al. (2011) sehen keine Notwendigkeit für eigenes 


Umweltengagement. Kuckartz et al. (2007) kamen in ihrer Studie zu dem Ergebnis, dass 38% der Befragten ein geringes Umwelt-


bewusstsein besitzen und sich auch nicht umweltgerecht verhalten, 26% sowohl umweltbewusst denken als auch handeln, 22% 


umweltbewusst denken, aber nicht handeln und 14% zwar ein niedriges Umweltbewusstsein haben, jedoch umweltgerecht handeln. 


In der Studie von Kleinhückelkotten & Neitzke (2012) gaben 38% an, sich vorstellen zu können, sich aktiv für den Schutz der Natur 


einzusetzen, 18% tun dies bereits. 


b. Identifikation mit Landschaft und regionale Verbundenheit 


Eine geringere Bindung an die heimatliche Landschaft geht insbesondere auf einen Rückzug ins Private, den Wunsch nach indivi-


dueller Gestaltung des Lebensalltags, auf Multioptionalität und Globalisierung zurück. Das Lokale als Heimat wird abgelöst vom 


Globalen, virtuelle Landschaften in TV und Internet ermöglichen es, eine Wahlheimat selbst zu bestimmen. Abwanderungen aus 


peripheren ländlichen Räumen, Rückbau von Infrastrukturen und Verlust von traditionellen Strukturen führen zu Veränderungen in der 


Identifikation mit der Alltagslandschaft. Eine Beliebigkeit der öffentlichen Plätze (Supermärkte, Shopping Centers, MacDonalds, …) 


schwächt das Identifikationspotenzial der lokalen Landschaft. Geringere Partizipationsmöglichkeiten auf niedrigem Niveau (niedriges 


und kurzfristiges Engagement) und geringerer Wille zur Partizipation erwachsen aus Entfremdung, gesunkenem Verantwor-


tungsgefühl und insbesondere in der Unter- und unteren Mittelschicht aus Ohnmachtsgefühlen (Kleinhückelkotten & Neitzke 2012). 


Es gibt aber auch Gegenbewegungen zu Globalisierungsprozessen. Besonders in der Ober- und oberen Mittelschicht ist das Ver-


langen nach Identifikation mit der Alltagslandschaft erkennbar (z.B. regionale Produkte von Wochenmärkten).  


c. Freiwillige ökologische Leistungen von Unternehmen 


Globalisierung und Stärkung der Marktwirtschaft bringt Unternehmen in eine neue Machtposition. Nationalstaaten ziehen sich aus 


Entscheidungs- und Steuerungsprozessen zurück und beauftragen oder beteiligen vermehrt Unternehmen mit der Erbringung 


staatlicher Aufgaben (Backhaus-Maul et al. 2010). Damit einher gehen der Bedeutungsverlust der Nationalstaaten bei Leistungen 


einer sog. nachhaltigen Entwicklung (z.B. Bildung) und die Mitverantwortung von Unternehmen für die Gewährleistung der Grund-


lagen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit. Dadurch gewinnen Unternehmen aber auch die Möglichkeit der gesellschaftlichen Einfluss-


nahme und Mitgestaltung. Solch freiwilliges Engagement erwächst nicht nur aus Altruismus, sondern hat durchaus den Zweck, 


Unternehmen einen langfristigen wirtschaftlichen Erfolg zu gewährleisten. Das CeSaR Netzwerk Brandenburg beispielsweise ver-


spricht sich durch CSR-Aktivitäten einen „Wettbewerbsvorteil“, CSR ist ein „Erfolgsfaktor“ (http://www.cesar-brandenburg.de/).  


Kehrseite ist das „Greenwashing“, eine Unternehmensstrategie, sich ein ökologisches Image durch Verbreitung von Desinformation 


zu geben (z.B. durch Werbekampagnen, PR-wirksame Modellprojekte, Kooperationen mit Umweltverbänden).  


3. Situation im Land Brandenburg 
a. Lebensstile und Natur- und Umweltbewusstsein 


Generelle Aussagen zu treffen ist problematisch. Aus statistischen Daten, insbesondere zur Demografie, und den SINUS-Studien 


können folgende grobe Schlussfolgerungen gezogen werden. In peripheren ländlichen Räumen gibt es einen hohen Anteil älterer 


Menschen mit geringeren Einkommen. Ältere Menschen haben tendenziell konservative Wertvorstellungen, Angehörige der Unter- 


und unteren Mittelschicht haben ein geringes Natur- und Umweltbewusstsein. Andererseits können gerade geringe Einkommen zu 


umweltgerechtem Handeln führen, wenn Ressourcenverbrauch mit Kosten verbunden ist (z.B. Strom). 


In Stadtrandlagen ist ein steigender Bedarf an Eigenheimen mit Garten insbesondere von jüngeren Familien mit Kindern und höheren 


Einkommen zu beobachten. Das Berliner Umland verzeichnet aber auch Wanderungsgewinne durch Senioren, die aus dem 


Stadtgebiet und peripheren ländlichen Räumen zuziehen (LBV 2012). 


Seit der Wiedervereinigung hatte das Berliner Umland Nettowanderungsgewinne aus Berlin von rund 213.000 Menschen (SenStadt 


2012). Durch die Tendenz der Zuwanderung von Menschen mit höheren Einkommen (Berliner Morgenpost 2008) gewinnen auch 


Naturbewusstsein und -schutz an Bedeutung, da die Ober- und die obere Mittelschicht eine höhere Wertschätzung für Natur und 


Naturschutz als andere Schichten haben. 


b. Identifikation mit Landschaft und regionale Verbundenheit 


Durch veränderte Landschaftsstrukturen und Muster der Landnutzung verändert sich auch die Identifikation mit der Landschaft 


(Penker & Wyrtzens 2011). Soziale Entmischung und Verschiebungen der Lebensstile verändern die Bedürfnisse an die Landschaft, 


ihre Wahrnehmung und Gestaltungswünsche. Soziale Entmischung zeigt sich anschaulich am Beispiel der Wohnanlage „Bremer 


Höhe“ in der Gemeinde Panketal (bei Hobrechtsfelde), die durch eine Genossenschaft übernommen und saniert wurde. Steigende 


Mietpreise richten sich an eine andere Klientel.  


Rieselfelder als kulturelle Symbole scheinen ein hohes Identifikationspotenzial zu haben, was sich in zahlreichen Arbeitskreisen und 


Verbandsarbeit äußert (vgl. Gatower Rieselfelder). Dagegen ist es fraglich, wie hoch das Identifikationspotenzial von Regionen ist, die 


mit schwacher Wirtschaftskraft, Abwanderung und Rückbau von Infrastruktur zu kämpfen haben. Auch touristische Anziehungskraft 


kann die Wertschätzung einer Landschaft und die Verbundenheit der Bewohner mit dieser stärken. So liegt beispielsweise die 
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Uckermark mit mehr als 800.000 Übernachtungen in 2011 im oberen Mittelfeld und noch über dem Barnim (< 740.000) (Amt für 


Statistik Berlin-Brandenburg 2012).  


Prognosen 


 Urbanisierung der Lebensstile (vgl. Müller et al. 2008) > abnehmendes Natur- und Umweltbewusstsein? 


 Überalterung der Gesellschaft > 2 Theorien, die die Entwicklung der Lebensstile beeinflussen können: 1. Lebenszyklustheorie > 
Werte ändern sich im Verlauf des Lebens; 2. Generationstheorie > Werte einer Generation bleiben stabil; Einfluss sich 
ändernder wirtschaftlicher und politischer Situationen. Frage, welche Effekte einen Einfluss haben und in welchem Grad und 
Verhältnis sie zueinander stehen (Müller et al. 2008). 


 Einkommensentwicklungen: Schrumpfende Mittelschicht, Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich (z.B. SINUS). Laut GfK 
(Welt 2011) hingegen sind und bleiben die Einkommen stabil (14% Haushalte < 1.100,-- Euro netto, 40,4% der Haushalte 
1.100,-- bis 2.600,-- netto, 45,6% > 2.600,-- Euro netto). 


 Der Staat zieht sich immer mehr aus der Erbringung staatlicher Leistungen zurück. Unternehmen werden sich stärker 
gesellschaftlich engagieren  (vgl. Ernest & Young 2012). Auch zivilgesellschaftliches Engagement wird an Bedeutung gewinnen 
(Public Private Partnership – PPP), was auch die Identifikation mit der Alltagslandschaft stärken kann. 


4. Trends und Entwicklungsmöglichkeiten  
 Variante 1: Im Osten nichts Neues  
Periphere Räume: 
Natur- und Umweltbewusstsein: Schrumpfende und alternde Gesellschaft in peripheren Räumen. Geringes Natur- und 
Umweltbewusstsein, jedoch aufgrund von Ressourcenknappheit teilweise umweltfreundliches Verhalten.  
Rückbau von Infrastruktur, tendenziell geringe Mobilität schränkt den Aktionsradius der Menschen ein.  
Identifikation: wenige Menschen > wenig Leben in den Dörfern/Städten > wenig Identifikations- und Partizipationsmöglichkeiten. 
Städtischer Raum Berlin: 
Wachsende urbane Bevölkerung mit Werten der Neuorientierung (Machen & Erleben, Grenzen überwinden; vgl. SINUS-Milieus) mit 
zumeist geringem Natur- und Umweltbewusstsein. Bedürfnis nach ‚Multioptionalität’, die sich Menschen dieser Lebensstile offen 
halten. Landschaft als Identifikationsraum / -gegenstand fraglich. 
Suburbaner Raum: 
Der wachsende „Speckgürtel“ beherbergt immer mehr Besserverdiener, die ein hohes Natur- und Umweltbewusstsein haben. Hier 
eröffnen sich die größten Gestaltungsspielräume für Naturschutz und regionale Entwicklung.  
Identität drückt sich besonders durch Partizipationsmöglichkeiten bei der Gestaltung der Kulturlandschaft aus (Rieselfelder, 
Gemeinden, …).  
In allen drei Räumen zieht sich der Staat von seinen traditionellen Aufgaben zurück, jedoch wird dies in städtischen und stadtnahen 
Räumen durch gesellschaftliches Engagement von Unternehmen und – besonders im Speckgürtel – durch zivilgesellschaftliches 
Engagement aufgefangen.  


 Variante 2: Räumliche Neuverteilung – Aufschwung in Wirtschaft und Technologie 
Die Bevölkerungsverteilung zwischen peripheren, stadtnahen und städtischen Räumen ist ausgeglichen. Starker Anstieg der 
65+jährigen in allen Räumen. Gleichmäßigere Verteilung der 0-65jährigen auf alle Räume. 
Während der städtische Raum Berlin weniger verdichtet ist und wesentlich mehr Grün haben, sind jüngere und gut ausgebildete 
Menschen in die ehemals peripheren Räume gezogen. Neue Mobilitätskonzepte und digitale Medien ermöglichen den Menschen, 
auch dort ein gutes Leben zu führen und doch von Infrastrukturen und Kulturangeboten zu profitieren.  
Lebensstile über alle Räume relativ gleich verteilt, geringere Segregation einzelner Lebensstile. Junge mit Werten der 
Neuorientierung neben Lebensstilen der Modernisierung/Individualisierung aller Schichten (Prekäre, bürgerliche Mitte, 
Sozialökologische, Konservativ-Etablierte, Liberal-Intellektuelle) mit entsprechendem Natur- und Umweltbewusstsein.  
Durch die gestiegene Kaufkraft konnten sich hier kleinständische Unternehmen ansiedeln.  
Direkte Naturerfahrung und bewusster Umgang mit der Landschaft ermöglichen Identifikation. Zivilgesellschaftliche Engagement 
hat sich erheblich gesteigert und führte zu neuartigen Kooperationen mit Unternehmen und dem Staat. 


 Variante 3: Zerfall der Gesellschaft – Globalisierung 
Der Staat zieht sich zurück, Abbau von Sozialleistungen, Renten und Löhne sinken. Orientierung an globaler Entwicklung. Riesige 
Flächen wurden durch internationale Investoren aufgekauft und dienen der Produktion von Lebensmitteln (und Energie), die auf dem 
Weltmarkt einen guten Preis erzielen. Bei entsprechenden Weltmarktpreisen werden auch – aus heutiger Sicht – Grenzertragsflächen 
in die Nutzung genommen. In den Städten sind die Arbeitnehmer einem globalen Wirtschaftssystem unterworfen, das es 
Unternehmen möglich macht, jederzeit den Standort zu wechseln.  
Segregation in arme alte Bevölkerung in peripheren Räumen und arme junge Bevölkerung im städtischen Raum Berlin. Geringes 
Natur- und Umweltbewusstsein. 
Im suburbanen Raum Zuzug von wohlhabenderen Schichten mit höherem Natur- und Umweltbewusstsein. 
Der Staat hat sich viel mehr als ehemals prognostiziert aus der gesellschaftlichen Verantwortung zurückgezogen, die vielen globalen 
Unternehmen ohne regionale Bindungen haben aber kein Interesse, solche Aufgaben zu übernehmen.  
 
Ländliche und städtische Räume sind arm an Identifikationsmerkmalen bzw. keine adäquaten Identifikationsgegenstände. 
Naturschutz und zivilgesellschaftliches Engagement verlagert sich eher in den Speckgürtel, Identifikation mit der Kulturlandschaft, 
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umweltbewusstes Handeln, freiwilliges ökologisches Engagement von lokalen Unternehmen. 
Insgesamt hat Natur einen hohen Stellenwert, da sie zu einem knappen ‚Gut’ geworden ist – als Ausgleichsflächen für 
Freizeitgestaltung und Naturerlebnis. 


5. Wechselwirkungen mit anderen Einflussfaktoren 
Demografischer Wandel; Zivilgesellschaft; Ordnungsrechtliche Steuerung 


6. Vorschläge für mögliche Handlungsoptionen zur nachhaltigen Landnutzung 


 Förderung zivilgesellschaftlichen Engagements zur Entwicklung vielfältiger Landschaften und des Naturschutzes 


 Milieuspezifische Strategien zur Förderung nachhaltiger Landnutzung und schonender Ressourcennutzung  
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Steckbriefe zu Einflussfaktoren  


auf die Landschaftsentwicklung 


Die Steckbriefe wurden im Projekt ELaN (Entwicklung eines integrierten Landmanagements durch nachhaltige Wasser- 


und Stoffnutzung in Nordostdeutschland) durch Expert*innen der „AG Szenarien“ erarbeitet.  


Die Steckbriefe sind Bestandteil eines "Szenario-Baukastens", der im Rahmen des ELaN-Teilprojekts Landnutzungs-


szenarien entstanden ist. Sie wurden für die Erarbeitung der Landnutzungsszenarien im ELaN-Projekt genutzt. 


Ziel ist die Verwendung der Bausteine für die zukünftige Entwicklung von Landnutzungsszenarien sowie als Information 


für Akteur*innen, insbesondere Landnutzer*innen auf ehemaligen Rieselfeldern in und um Berlin sowie in bewirtschafte-


ten Niedermoorbereichen in Brandenburg („Flächentypen Rieselfeld und Niedermoor“). 


Übersicht über die relevanten Steckbriefe zu Einflussfaktoren für beide Flächentypen:  


Steckbrief Agrarpolitik 


Steckbrief Demografischer Wandel 


Steckbrief Energiepolitik 


Steckbrief Gesellschaftliche Steuerung (Zivilgesellschaft) 


Steckbrief Klimawandel 


Steckbrief Regionale Wertschöpfung Landwirtschaft / Vermarktung / Energie / Rohstoffe 


Steckbrief Strategien der Siedlungswasserwirtschaft (Strategien Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung) 


Steckbrief Staatliche Steuerung der Landnutzung - mit Fokus auf Management Landschaftswasserhaushalt 


Steckbriefe Technologische Entwicklungen 


 Technologien zur Biomasseverwertung, Verbesserung der Effizienz 


 Technologien zur Abwasserbehandlung 


 Technologien zur Nutzung von gereinigtem Abwasser 


Steckbrief Umwelt- und Ressourcenschutz 


Steckbrief Umwelt- und landschaftsbezogene Werte 


Steckbrief Wasserrückhalt in der Landschaft 
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